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Vertraulich ! 

 

K a b i n e t t s p r o t o k o l l  N r .  2 2 1  

 vom 22. September 1920. 

 

Anwesend: 

Sämtliche Kabinettsmitglieder, ausgenommen die Staatssekretäre Dr. E l l e n b o g e n, 

H a n u s c h  und Dr. R e i s c h; ferner alle Unterstaatssekretäre. 

 

Zugezogen: 

vom Staatsamt für Finanzen: Sektionschef Dr. G r i m m; 

ferner zu Punkt 11:   Der Oberste Verwalter des Hofärars Sektionschef Dr. B e c k, 

der Präsident des Kriegsgeschädigtenfonds Dr. H a r p n e r, 

der Vizepräsident des Kriegsgeschädigtenfonds Dr. 

K i e n b ö c k  und 

von der Staatskanzlei: Sektionsrat Dr. J ä c k l; 

zu Punkt 12: vom   Bureau der Staatskommission für Sozialisierung:  

    Baurat Ingenieur R i e d l ; 

zu Punkt 20:   vom Staatsamt für Finanzen: Ministerialrat Dr. W i l f l i n g. 

 

Vorsitz: Staatssekretär Dr. M a y r. 

 

Dauer: 20.00 – 02.00 

 

Reinschrift (42 Seiten), Konzept, stenographische Mitschrift (zweifach), Entwurf der TO 

Geheimer Anhang zum KRP Nr. 221über das Ergebnis der Verhandlungen über den 

Waffenstillstand von Villa Giusti (4 Seiten) 

 

I n h a l t :  

1. Staatsvertrag von Brünn und Karlsbader Zusatzübereinkommen. 

2. Gesetzentwurf, betreffend die Ermächtigung der Regierung zur provisorisches 

Regelung der Handelsbeziehungen mit den Auslande. 

3. Wahlrecht der Heimkehrer. 

4. Arbeitsprogramm der Nationalversammlung. 
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5. Entwurf eines Gesetzes, womit die Durchführung des zweiten Ermittlungsverfahrens 

aus Anlass der für den 17. Oktober 1920 anberaumten Wahl in die Nationalversammlung 

verschoben wird. 

6. Amnestie für das Abstimmungsgebiet in Kärnten. 

7. Übereinkommen mit Frankreich über die Regelung der Vorkriegsschulden. 

8. Übereinkommen zwischen dem österreichischen und dem französischen 

Ausgleichsamte über die Durchführung des Artikels 249 des Staatsvertrages von St. Germain. 

9. Erhöhung des Zuckerpreises. 

10. Verzeichnis der in der Zeit vom 1. Mai bis 31. Juli 1920 auf Grund des 

kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgesetzes erlassenen Vollzugsanweisungen; Vorlage an 

die Nationalversammlung. 

11. Durchführung des Gesetzes über den Kriegsgeschädigtenfond. 

12. Änderung der Satzungen des „Holzmarkt, gemeinwirtschaftliche Anstalt“. 

13. Gesetzesentwurf, betreffend die Durchführung der Grenzregelung auf Grund des 

Staatsvertrages von St. Germain. 

14. Vollzugsanweisung der Staatsregierung, betreffend die Aufhebung des Verbotes vom 

Aufnahmen in den Heimatverband. 

15. Gesetzesbeschluss des Vorarlberger Landtages, betreffend die Einführung der 

Wahlpflicht für die Wahlen in die Nationalversammlung. 

16. Beschluss des steiermärkischen Landtages, betreffend die Abtretung eines 

Grundstreifens zur Verbreiterung der Gaaler Straße. 

17. Belassung von ausgedienten Postverkehrsbeamten im aktiven Dienste. 

18. Gesetzentwurf über das Dienstverhältnis der Telegraphenwerkmeister im 

Telegraphen-, Fernsprech- und Rohrpostdienste. 

19. Gesetzentwurf, betreffend Änderungen des Gesetzes über die Ablösung der 

Zinsgründe. 

20. Erhöhung der gleitenden Zulage. 

21. Gewährung von Staatszuschüssen für den Mehraufwand, der den Verwaltungen der 

Länder und Landeshauptstädte aus der Angleichung der Bezüge ihrer Angestellten 

einschließlich der Lehrerschaft an jene der Staatsangestellten sowie daraus erwächst, dass sie 

für ihren Dienstbereich Vorauszahlungen auf die Besoldungsreform bewilligen. 

22. Übernahme des Betriebes des staatlichen serotherapeutischen Institutes in Wien durch 

die österreichische Serumgesellschaft m.b.H. 

23. Ergebnis der Verhandlungen über den Waffenstillstandsvertrag von Villa Giusti. 
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Beilagen: 

Beilage zu Punkt 1 betr. Anmerkung zur Durchführung des Vertrags von Brünn (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 2 betr. Gesetzesentwurf über die Ermächtigung der Regierung zur 

provisorischen Regelung der Handelsbeziehungen mit dem Ausland (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 6 betr. Vortrag des StSekr. f. Justiz über eine Amnestie für das Kärntner 

Abstimmungsgebiet (3 Seiten) 

Beilage zu Punkt 7 betr. Vortrag des StA. f. Finanzen Zl. 84.459/20 über das Übereinkommen 

mit Frankreich zur Regelung der Vorkriegsschulden (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 8 betr. Information durch das StA. f. Finanzen Zl. 84.460/20 zum 

Übereinkommen zwischen dem österr. und dem französischen Ausgleichsamt über die 

Durchführung des Artikels 249 des Staatsvertrags von St. Germain (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 8 betr. Übereinkommen zwischen dem österr. und dem französischen 

Ausgleichsamt über die Durchführung des Artikels 249 des Staatsvertrags von St. Germain (7 

Seiten) 

Beilage zu Punkt 9 betr. Erhöhung des Zuckerpreises (5 Seiten) 

Beilage zu Punkt 10 betr. Vorlage an die Nationalversammlung eines Verzeichnisses der in 

der Zeit vom 1. Mai bis 31. Juli 1920 auf Grund des kriegswirtschaftlichen 

Ermächtigungsgesetzes erlassenen Vollzugsanweisungen (3 Seiten) 

Beilage zu Punkt 11 betr. Durchführung des Gesetzes über den Kriegsbeschädigtenfond (4 

Seiten) 

Beilage zu Punkt 11 betr. Verzeichnisse A (zweifach) bis F z. Zl. 27/77-St.K.-1920 von 

leihweise entnommenen Gegenstände des Hofärars (20 Seiten) 

Beilage zu Punkt 12 betr. Antrag des StSekr. Ellenbogen auf Änderung der Satzungen des 

„Holzmarktes, gemeinwirtschaftliche Anstalt“ (2 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 12 betr, Satzungen des Holzmarktes, gemeinwirtschaftliche Anstalt (11 

Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 13 betr. Vortrag z. Zl. 44.044-1920 über den Gesetzesentwurf für die 

Durchführung der Grenzregelung aufgrund des Staatsvertrags von St. Germain mit 

Gesetzesentwurf samt Begründung (5 Seiten) 

Beilage zu Punkt 14 betr. Vortrag des StA. f. Inneres und Unterricht über die 

Vollzugsanweisung der Staatsregierung zur Aufhebung des Verbots von Aufnahmen in den 

Heimatverband (2 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 15 betr. Vortrag des StA. f. Inneres und Unterricht über den 
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Gesetzesbeschluss des Vorarlberger Landtages zur Einführung der Wahlpflicht für die 

Wahlen in die Nationalversammlung (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 16 betr. Auszug für den Vortrag des StA. f. Inneres und Unterricht übe den 

Beschluss des steiermärkischen Landtages zur Abtretung eines Grundstreifens für die 

Verbreiterung der Gaaler Straße (2 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 17 betr. Vortrag der Postsektion des StA. f. Verkehrswesen Zl.22.162/P-

1920 über die Ermächtigung des StSekr. f. Verkehrswesen, Postverkehrsbeamte, die nach § 2 

des Pensionsbegünstigungsgesetzes ausgedient haben, bis auf weiteres im aktiven Dienst zu 

belassen (3 Seiten, zweifach ohne Beilage) 

Beilage zu Punkt 18 betr. Gesetzesentwurf über das Dienstverhältnis der 

Telegraphenwerkmeister im Telegraphen-, Fernsprech- und Rohrpostdienst mit Begründung 

(4 Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 19 betr. Gesetzesänderung über die Ablösung der Zinsgründe (5 Seiten) 

Beilage zu Punkt 20 betr. Vortrag des StA. f. Finanzen Zl. 120.393 über die Erhöhung der 

gleitenden Zulage mit Gesetzesentwurf sowie Auszug aus dem KRP 221 (!!!), zumindest 

Teile wurden offenbar nachträglich beigelegt (14 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 21 betr. Vortrag des StA. f. Finanzen über staatliche Beitragsleistungen nach 

dem 2. Nachtrag zum Besoldungsübergangsgesetz und der Gewährung von Staatszuschüssen 

für den Mehraufwand, der den Ländern und Landeshauptstädten aus der Flüssigmachung der 

Vorauszahlungen auf eine neue Besoldungsreform erwächst (6 Seiten, zweiter Vortrag 

zweifach) 

Beilage zu Punkt 22 betr. Vortrag des StA. f. soziale Verwaltung über den Vertragsentwurf 

des staatlich-serotherapeutischen Instituts in Wien für die Übernahme durch die österr. Serum 

Ges.m.b.H. mit beiliegendem Vertragsentwurf (5 Seiten) 

 

1. 

Staatsvertrag von Brünn und Karlsbader Zusatzübereinkommen. 

Der V o r s i t z e n d e  berichtet, anknüpfend an seine in der letzten Sitzung des 

Kabinettsrates gemachten Mitteilungen, dass sich der Hauptausschuss heute neuerlich mit der 

Frage der Ratifikation des Staatsvertrages von Brünn und des Karlsbader 

Zusatzübereinkommens befasst habe. Der Hauptausschuss beharre bei seiner Auffassung, dass 

durch den Brünner Vertrag subjektives Recht abgeändert werde, ohne dass vorher ein 

diesbezügliches Gesetz in der Nationalversammlung eingebracht und von ihr angenommen 

worden wäre. Der Hauptausschuss halte es daher für geboten, dass die Verträge der 



221 – 1920-09-22 

 
5 

Nationalversammlung zur Genehmigung vorgelegt werden. Die Regierung habe diese 

Anschauung ohne Erfolg bekämpft. Schließlich habe der Hauptausschuss der Regierung 

anheimgestellt, die Verträge auf eigene Verantwortung in Kraft zu setzen und sich die 

nachträgliche Genehmigung hiefür durch die neugewählte Nationalversammlung zu erwirken. 

Redner schlage vor, von einer Debatte abzusehen und eine Kabinettskonferenz einzusetzen, 

die in der nächsten Sitzung Vorschläge über den zu wählenden Vorgang zu erstatten hätte. 

Staatssekretär Dr. R e n n e r  meint, dass die Staatsregierung zweifellos kompetent sei, die 

Verträge in Kraft zu setzen, doch möchte er nicht verhehlen, dass die Inanspruchnahme dieser 

Kompetenz durch Volksbeauftragte angesichts der im Hauptausschuss zutage getretenen 

Auffassung wenig praktisch und politischen Wert habe. Bei dieser Sachlage werde, wenn die 

Regierung sich zur Inkraftsetzung der Verträge entschließe, doch wohl an die 

Nationalversammlung wegen nachträglicher Genehmigung herangetreten werden müssen. 

Diese werde jedoch nicht von der gegenwärtigen, sondern von der neu zu wählenden 

Nationalversammlung einzuholen sein, welche seiner Anschauung nach die Zustimmung 

nicht versagen werde, da im Brünner Vertrag das äußerst Mögliche erreicht worden sei, 

wenngleich er unzweifelhaft eine starke Belastung bedeute. Redner schließe sich dem Antrage 

des Vorsitzenden an. Die hienach einzusetzende Kabinettskonferenz werde darüber schlüssig 

werden müssen, ob die Verträge ohne weiteres in Kraft gesetzt oder ob sie der 

Nationalversammlung zur Genehmigung vorgelegt, oder schließlich, ob sie vorbehaltlich der 

von der neu zu wählenden Nationalversammlung einzuholenden Genehmigung in Kraft 

gesetzt werden sollen. 

Der Kabinettsrat beschließt die Einsetzung einer aus den Staatssekretären für Inneres und 

Unterricht, für Äußeres und für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten bestehenden 

Kabinettskonferenz, welche in der nächsten Sitzung antragstellend zu berichten haben wird. 

Die Führung obliegt dem Staatssekretär für Inneres und Unterricht. 

 

2. 

Gesetzentwurf, betreffend die Ermächtigung der Regierung zur provisorischen Regelung der 

Handelsbeziehungen mit dem Auslande. 

Der V o r s i t z e n d e  teilt mit, dass der Hauptausschuss anlässlich der Beratung über die 

Wirtschaftsabkommen mit dem S.H.S. Staate und mit Rumänien das Verlangen gestellt habe, 

die Regierung möge sich für künftige derartige Fälle im Wege einer Gesetzesvorlage von der 

Nationalversammlung die Ermächtigung zur provisorischen Regelung der 

Handelsbeziehungen mit dem Auslande erwirken. 
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Staatssekretär H e i n l  unterbreitet dem Kabinettsrat den Entwurf eines derartigen 

Gesetzes, welches dem Ermächtigungsgesetze vom Jahre 1909 nachgebildet ist, und erbittet 

sich die Ermächtigung, diesen Entwurf in der Nationalversammlung einbringen zu dürfen. 

Staatssekretär Dr. R e n n e r  beantragt, den § 2 des Entwurfes in dem Sinne zu ergänzen, 

dass die Regierung verpflichtet werde, auch die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 

Kundmachungen der Nationalversammlung vorzulegen. 

Der Kabinettsrat erteilt die Ermächtigung zur Einbringung des dergestalt ergänzten 

Gesetzentwurfes. 

 

3. 

Wahlrecht der Heimkehrer. 

Anknüpfend an die in der letzten Sitzung des Kabinettsrates erfolgten Erörterung des 

Wahlrechtes der Heimkehrer berichtet Staatssekretär B r e i s k y, die Hauptwahlbehörde habe 

am 1. d.M. eine Anfrage über das Wahlrecht der Heimkehrer dahin entschieden, dass die nach 

dem 23. Juli d.J. aus der Kriegsgefangenschaft oder aus der Zivilinternierung heimgekehrten 

Wahlberechtigten im Wege des Einspruchs- oder Richtigstellungsverfahrens an jenem Orte 

als Wähler zu verzeichnen sind, an dem sie am Tage der Geltendmachung ihres Wahlrechtes 

ihren Wohnsitz haben. 

 Der Kabinettsrat nimmt hievon Kenntnis. 

 

4. 

Arbeitsprogramm der Nationalversammlung. 

Der V o r s i t z e n d e  verweist auf das umfangreiche, bei der nächsten Tagung der 

Nationalversammlung aufzuarbeitende Material und teilt mit, der Hauptausschuss habe den 

Wunsch ausgesprochen, dass nur die allerdringendsten Vorlagen zur Verhandlung gestellt 

werden mögen, und zwar auch nur dann, wenn aller Voraussicht nach keine Differenzen zu 

gewärtigen seien und eine platte Erledigung möglich wäre. Diese Voraussetzungen träfen vor 

allem zu für das finanzielle Ermächtigungsgesetz, für das Gesetz, betreffend die Ergänzung 

des Invalidenentschädigungsgesetzes und für die Abänderung des 

Arbeitslosenversicherungsgesetzes. Redner stelle das Ersuchen, die Kabinettsmitglieder 

wollen die in Betracht kommenden Vorlagen bis längstens Dienstag den 28. d.M. dem 

Hauptausschusse zur Kenntnis bringen und mit den Obmännern der zuständigen Ausschüsse 

in Verbindung treten, damit sich die Ausschüsse unverweilt mit diesen Vorlagen befassen. 

Staatssekretär Dr. P e s t a  berichtet über die auf die Erlangung einer besonderen 
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Besoldungsordnung abzielenden Bestrebungen der Postbediensteten, die nicht schlechter 

gestellt sein wollen, als die Staatseisenbahnbediensteten. Der bezügliche Gesetzentwurf sei 

nunmehr fertiggestellt und solle nach dem nachdrücklichst vorgebrachten Wunsche der 

Organisationen noch von der konstituierenden Nationalversammlung verabschiedet werden. 

Mit Rücksicht auf die sonst zu gewärtigenden unliebsamen Konsequenzen sei Redner 

genötigt, den Gesetzentwurf als dringend schon heute anzumelden. 

 

5. 

Entwurf eines Gesetzes, womit die Durchführung des zweiten Ermittlungsverfahrens aus 

Anlass der für den 17. Oktober 1920 anberaumten Wahl in die Nationalversammlung 

verschoben wird. 

Staatssekretär B r e i s k y  erbittet vom Kabinettsrate die Ermächtigung, den Entwurf eines 

Gesetzes in der Nationalversammlung einbringen zu dürfen, wonach das Im § 38 der 

Wahlordnung vorgesehene 2. Ermittlungsverfahren für die auf den 17. Oktober d.J. 

anberaumte Wahl in die Nationalversammlung von der Hauptwahlbehörde erst nach 

Vornahme der Wahl zur Nationalversammlung im Lande Kärnten durchzuführen ist. Bis zu 

diesem Zeitpunkte hätte das aus dem ersten Ermittlungsverfahren hervorgehende Haus die 

Nationalversammlung im Sinne des Gesetzes vom 20. Juli 1920, St.G.Bl. Nr. 317 zu bilden. 

Nach einer kurzen Debatte beschließt der Kabinettsrat über Antrag des Staatssekretärs Dr. 

R e n n e r, dass über diesen Gesetzentwurf vorher noch mit den politischen Parteien Fühlung 

zu nehmen ist. 

 

6. 

Amnestie für das Abstimmungsgebiet in Kärnten. 

Staatssekretär Dr. R o l l e r  teilt mit, dass der Landesverweser von Kärnten eine Amnestie 

für das Abstimmungsgebiet angeregt habe. Ursprünglich sollte sie noch vor der Abstimmung 

vorlautbart werden, um als Agitationsmittel ausgenützt werden zu können. Da jedoch die 

Abstimmungszone A unter jugoslawischer Verwaltung stehe, könne die Republik Österreich 

dort jetzt keine Hoheitsrechte ausüben und auch keine Amnestie erlassen. Auch müsste eine 

Amnestie wohl alle bis zur tatsächlichen Angliederung des Abstimmungsgebietes an die 

Republik begangenen strafbaren Handlungen (bestimmter Art) umfassen und könne nicht auf 

einen zukünftigen Tag abgestellt werden, weil dies einen Freibrief zur Begehung strafbarer 

Handlungen bedeuten würde. Da eine auch noch so weitgehende Amnestie vielleicht noch im 

letzten Augenblicke von der jugoslawischen Republik durch eine noch weitergehende 
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überboten werden könnte, sei nun zwischen Redner und den Vertretern der Landesbehörden 

in Klagenfurt der Vorgang vereinbart worden, dass die Nationalversammlung vorläufig noch 

nicht die Amnestie selbst, sondern bloß eine Resolution beschließen solle, worin die 

Regierung aufgefordert werde, eine Amnestie für das Abstimmungsgebiet vorzubereiten, 

damit sie unmittelbar nach der Angliederung erlassen werden könne. Die Resolution wäre im 

Anschluss an die Beratungen über die Verfassung von Vertretern aller Parteien zu beantragen 

und womöglich anfangs Oktober zu beschließen. Einen früheren Termin hielten die Vertreter 

der Landesbehörden nicht für zweckmäßig, weil sonst der südslawische Staat durch eine 

ähnliche Aktion die Wirkung, die sie sich von dem Beschlusse der Nationalversammlung 

versprächen, paralysieren könnte. Es handle sich hauptsächlich um gemeine Verbrechen, denn 

hinsichtlich der politischen Delikte sei durch die Bestimmung des Artikels 92 des 

Staatsvertrages von St. Germain bereits Vorsorge getroffen. 

Redner beabsichtige, diesen Plan zu unterstützen, erbittet sich hiezu die Zustimmung des 

Kabinettsrates. 

Staatssekretär B r e i s k y  schließt sich den Ausführungen des Vorredners an. Was die 

von den politischen Behörden zu ahndenden Übertretungen anbelange, könne die 

Landesregierung ermächtigt werden, die Einstellung des Verfahrens bezw. die Strafnachsicht 

zu verfügen. 

Der Kabinettsrat erteilt den gemachten Vorschlägen seine Zustimmung. 

 

7. 

Übereinkommen mit Frankreich über die Regelung der Vorkriegs-Schulden. 

Sektionschef Dr. G r i m m  erinnert an den in der Sitzung des Kabinettsrates vom 17. 

August d.J. vom Staatssekretär Dr. R e i s c h  erstatteten Bericht über das mit Frankreich 

abgeschlossene Übereinkommen vom 3. August 1920 über die Regelung der 

Vorkriegsschulden. Dem Staatssekretär für Finanzen sei damals die Ermächtigung zur 

Erlassung der einschlägigen Vollzugsanweisungen erteilt worden. 

Nunmehr müsse dieses Übereinkommen der Nationalversammlung vorgelegt werden, 

worauf die Ratifikation durch den Präsidenten der Nationalversammlung zu erfolgen hätte. 

Die Vorlage an die Nationalversammlung wäre zwar aus verfassungsrechtlichen Gründen an 

sich nicht erforderlich, müsse jedoch deshalb erfolgen, weil sie mit Frankreich ausdrücklich 

vereinbart worden sei. Die Angelegenheit sei zur Hintanhaltung schwerer Schädigungen der 

österreichischen Volkswirtschaft außerordentlich dringlich und müsse deshalb noch vor den 

Neuwahlen erledigt werden. 
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Der Kabinettsrat erteilt die Ermächtigung, das Übereinkommen der Nationalversammlung 

vorzulegen. 

 

8. 

Übereinkommen zwischen dem österreichischen und dem französischen Ausgleichsamte über 

die Durchführung des Art. 249 des Staatsvertrages von St. Germain. 

Sektionschef Dr. G r i m m  berichtet über ein zwischen dem österreichischen und dem 

französischen Ausgleichsamte geschlossenem Übereinkommen, betreffend die Durchführung 

des Artikels 249 des Staatsvertrages von St. Germain. Es handle sich hiebei um gewisse 

Durchführungsbestimmungen zu diesen die Herausgabe des unsererseits etwa noch 

sequestrierten Vermögens französische Staatsangehöriger betreffenden Artikel des 

Staatsvertrages und gleichzeitig um einige Durchführungsbestimmungen zu den zwischen 

Österreich und Frankreich abgeschlossenen Übereinkommen vom 3. August 1920 über die 

Regelung der Vorkriegsschulden, insoweit dieses Übereinkommen auch die Freigabe 

österreichischen Eigentums in Frankreich vorsieht. Da zahlreiche Abänderungen zu unseren 

Gunsten durchgesetzt worden seien und vorher mit den beteiligten Staatsämtern das 

Einvernehmen gepflogen worden sei, sei die Unterzeichnung des Übereinkommens bereits 

erfolgt. Über Wunsch der französischen Regierung sollen die Ratifikationserklärungen noch 

Ende dieser Woche in Paris ausgetauscht werden. 

Redner erhält hiezu die Ermächtigung des Kabinettsrates. 

 

9. 

Erhöhung des Zuckerpreises. 

Sektionschef Dr. G r i m m  berichtet über die derzeitige Zuckersituation. Die 

Bemessungsgrundlagen für den Zuckerpreis hätten sich seit der letzten Preiserstellung 

erheblich zu unseren Ungunsten verschoben. Abgesehen von der Verschlechterung des 

Verhältnisses unserer zur tschechischen Krone, hätte die tschechoslowakische Regierung mit 

der Begründung, dass Österreich seine Verpflichtungen aus dem Kompensationsvertrag vom 

März 1919 nicht zur Gänze erfüllt habe, uns gezwungen, für die Lieferungsrückstände aus 

dem Zuckervertrage vom Jahre 1919 erheblich höhere Preise zu zahlen. In neuester Zeit – die 

Verhandlungen darüber seien gerade im Zuge – bestehe auf Seite der tschechoslowakischen 

Regierung sogar die Absicht, 300 Waggons von diesen Rückständen gänzlich zu streichen 

und uns anheimzustellen, diesen Zucker zum heutigen Tagespreise, der um 14 tschechische 

Kronen über dem seinerzeitigen Vertragspreis stehe, neu zu erwerben. Der Bedarf für die 
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beginnende Zuckerversorgungsperiode müsse also zum allergrößten Teile durch neue 

Ankäufe im Auslande gedeckt werden, da die eigene Produktion nur etwa für 6 Wochen 

ausreiche. Die Lösung der Frage, welche Zuckermenge gekauft werden und ob die 

regelmäßige Zuckerversorgung des Konsums unter Auslassung des Saccharinersatzes 

ermöglicht werden könne, hänge in erster Linie davon ab, wann und in welchem Ausmaße die 

Zuckerpreise erhöht werden. Das Festhalten an dem derzeitigen Abgabepreise von 43 K per 

kg sei vollkommen unmöglich, weil sich der Einstandspreis für den neu zu erwerbenden 

Zucker sehr erheblich höher stelle als der heutige Abgabepreis. Redner bemerkt in diesem 

Zusammenhange, dass die bisherige Differenzierung zwischen Konsum- und Industriezucker 

künftig nicht aufrecht erhalten werden könne, weil die Zucker verarbeitenden Industrien, 

beispielsweise die Marmelade-Industrie, die Preise ihrer Produkte schon derzeit 

außerordentlich habe erhöhen müssen und gegenüber dem Auslande kaum mehr 

konkurrenzfähig sei. Die ganze Zuckerversorgung sei demnach von einer erheblichen 

Erhöhung des Abgabepreises abhängig, die umso bedeutender sein müsste, je später sie 

verfügt werde. Diese Angelegenheit sei besonders deshalb dringlich, weil die in Prag 

befindlichen österreichischen Unterhändler auf Weisungen warten. Nach den vorgenommenen 

Berechnungen würde sich der Zuckerpreis einheitlich auf etwa 75 K per kg stellen, 

vorausgesetzt dass die Preiserhöhung noch in der ersten Hälfte des Monates Oktober in Kraft 

gesetzt werde. Die Verschiebung der Preiserhöhung um einen Monat würde eine Verteuerung 

um mindestens 3 K pro kg für die ganze restliche Versorgungsperiode bedingen. 

In formaler Beziehung verweist Redner darauf, dass nach der Verordnung vom 20. 

Februar 1920, St.G.Bl. Nr. 77, dem Staatssekretär für Volksernährung im Einvernehmen mit 

dem Staatssekretär für Finanzen die Ermächtigung zustehe, nach Anhörung der Zuckerstelle, 

die in der erwähnten Verordnung festgesetzten Preise jeweils abzuändern, worüber bloß eine 

Bekanntmachung der Zuckerstelle zu ergehen habe. Es sei daher für die Festsetzung der 

neuen Zuckerpreise formell weder ein Kabinettsratsbeschluss, noch die Genehmigung des 

Hauptausschusses erforderlich. Die beiden in Betracht kommenden Staatsämter hielten die 

Angelegenheit jedoch für so wichtig, dass sie darüber dem Kabinettsrat mit dem Antrage 

berichten müssten, der Kabinettsrat wolle zur Kenntnis nehmen, dass die Deckung das vollen 

Zuckerbedarfes im Rahmen der derzeitigen Verbrauchsregelung ohne Saccharinersatz 

beabsichtigt sei und schon in allernächster Zeit die Erhöhung der Zuckerpreise auf jenes Maß 

werde verfügt werden, die durch die Gestehungskosten der Bedarfsdeckung bedingt sei. 

Sektionschef Dr. G r ü n b e r g e r  verweist auf die vom Staatsamte für Volksernährung 

mit dem Staatsamte für Finanzen im Gegenstande gepflogenen Verhandlungen und erklärt die 
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Ausführungen des Vorredners für durchaus begründet. Der Zucker sei das einzige 

Lebensmittel, bei dessen Bewirtschaftung der Staat zu Zuschüssen noch nicht gezwungen 

gewesen sei und es sei verständlich, dass die Finanzverwaltung diesen Zustand auch für die 

Zukunft sichergestellt wisse wolle. 

Unterstaatssekretär Dr. R e s c h  hebt die politische Bedeutung hervor, die im 

gegenwärtigen Augenblicke einer Erhöhung des Zuckerpreises zukomme, zumal der Stand 

unserer Versorgung mit Mahlprodukten seit längerer Zeit dazu zwinge, in größerem Umfange 

Mais als Streckmittel heranzuziehen. Es sollte erwogen werden, die Preiserhöhung erst nach 

Abschluss der Wahlen in die Nationalversammlung eintreten zu lassen. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h  schließt sich dieser Auffassung an und meint, dass eine 

Preiserhöhung wenige Wochen vor den Wahlen politisch schwer erträglich sei; die Regierung 

müsse es vermeiden, durch derartige Maßnahmen gerade die extremsten Parteien zu stärken. 

Staatssekretär B r e i s k y  legt gleichfalls größten Wert auf die Erhaltung einer ruhigen 

Stimmung in der Bevölkerung, hinter welcher Erwägung Bedenken finanzieller Natur 

rücktreten sollten. 

Der Kabinettsrat beschließt, dass von der geplanten Erhöhung des Zuckerpreises im 

gegenwärtigen Zeitpunkte abzusehen ist. 

 

10. 

Verzeichnis der in der Zeit vom 1. Mai bis 31. Juli 1920 auf Grund des kriegswirtschaftlichen 

Ermächtigungsgesetzes erlassenen Vollzugsanweisungen; Vorlage an die 

Nationalversammlung. 

Der V o r s i t z e n d e  ersucht um die Genehmigung des Kabinettsrates, eine Sammlung 

und ein Verzeichnis der in der Zeit vom 1. Mai bis 31. Juli 1920 auf Grund des 

kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgesetzes erlassenen Vollzugsanweisungen dem 

Präsidium der Nationalversammlung vorlegen zu dürfen. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Genehmigung. 

 

11. 

Durchführung des Gesetzes über den Kriegsgeschädigtenfonds. 

Über Aufforderung des V o r s i t z e n d e n  gibt Sektionsrat Dr. J ä c k l  eine 

Darstellung jener Erwägungen, welche bei der Verfassung des dem Kabinettsrate 

vorliegenden Antrages der Staatskanzlei, betreffend die Durchführung des Gesetzes über den 

Kriegsgeschädigtenfond, maßgebend waren. 
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Nach Absatz 2 des § 1 des Gesetzes vom 18. Dezember 1919, St.G.Bl. Nr. 573, über den 

Kriegsgeschädigtenfond seien die im Staatsgebiete der Republik Österreich befindlichen 

beweglichen und unbeweglichen, ehemals hofärarischen oder für das früher regierende Haus 

oder eine Zweiglinie desselben gebunden gewesenen Vermögenschaften mit Ausnahme der 

gemäß § 2 desselben Gesetzes von der Staatsregierung auszuscheidenden Teile Eigentum des 

Kriegsgeschädigtenfonds. Laut § 2 des bezogenen Gesetzes könne die Ausscheidung 

entweder aus Gründen der staatlichen Kunstpflege oder deshalb erfolgen, weil die 

auszuscheidenden beweglichen oder unbeweglichen Sachen öffentlichen 

Verwaltungszwecken dienen oder zugeführt werden sollen. 

Nach dem Berichte des Verfassungsausschusses über die Vorlage der Staatsregierung, 

betreffend das Gesetz über den Kriegsgeschädigtenfond, sei bei der Ausscheidung in erster 

Linie an solche Baulichkeiten gedacht, die zur Unterbringung von Behörden, dann an jene 

Vermögensmassen, die der öffentlichen Kunstpflege dienen, wie Sammlungen und andere 

Kunstgegenstände, Museen, Hoftheater, Bibliotheken u. dgl. mehr. Da endlich das 

Reinerträgnis des dem Kriegsgeschädigtenfond gehörigen Vermögens gemäß § 4 des 

bezogenen Gesetzes zur Fürsorge für die durch den Weltkrieg in ihrer Gesundheit 

geschädigten oder ihres Ernährers beraubten Staatsbürger zu verwenden sei, so werde bei der 

Gestaltung des Fondvermögens auch der Gesichtspunkt zu berücksichtigen sein, dass diesem 

Vermögen wesentlich solche Güter zugeführt werden, die einen Reinertrag abwerfen, 

während Voluptuarien und Prunkobjekte grundsätzlich auszuscheiden sein würden. 

Zur Vorbereitung der Durchführung des Gesetzes über den Kriegsgeschädigtenfond sei 

über Auftrag der früheren Staatsregierung eine besondere Kommission gebildet worden, die 

aus je einem Vertreter der Staatskanzlei, dann der Staatsämter für Inneres und Unterricht 

(Abteilung für Unterricht), für Finanzen, für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten und 

für soziale Verwaltung, endlich aus den von regierungswegen bestellten Verwaltern des 

ehemals hofärarischen und des für das früher regierende Haus oder für eine Zweiglinie 

deselben gebundenen Vermögens bestehe. 

Diese Kommission sei beauftragt worden 

1. Die Frage zu beraten, ob und welche beweglichen und unbeweglichen Güter nach § 2 

das Gesetzes über den Kriegsgeschädigtenfond auszuscheiden wären und hierüber an die 

Staatsregierung Anträge zu stellen, 

2. der Staatsregierung Vorschläge über die näheren Umstände und Bedingung der 

Ausscheidung, über die Aufteilung der Lasten zwischen dem Staate und dem 

Kriegsgeschädigtenfond, bezüglich der Übergabe des hofärarischen und gebundenen 
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Vermögens an den Kriegsgeschädigtenfond, über die Aufteilung der mit der Verwaltung der 

in Betracht kommenden Vermögenschaften bisher betrauten Angestellten an den Staat und auf 

den Kriegsgeschädigtenfond und überhaupt, über alle jene Maßnahmen zu machen, welche 

notwendig sind, um das Gesetz zur Durchführung und die darin vorgesehenen Einrichtungen 

zur Wirksamkeit zu bringen. 

Da die strenge Auseinanderhaltung einerseits der Objekte, die in Zukunft den 

Vermögensbestand des Kriegsgeschädigtenfond bilden und andererseits jener, welche 

künftighin zum Staatsvermögen gehören sollen, vielfach eine Vorbedingung für die Erfüllung 

der unter 2. umschriebenen Aufgaben ist, sei zunächst die unter 1. angeführte Frage behandelt 

worden, wobei sich jedoch die Kommission der hohen Wichtigkeit des unter 2. angeführten 

Fragenkomplexes vollkommen bewusst gewesen sei. Wenn die Entscheidung in der unter 1. 

angeführten Frage getroffen sei, werde die Kommission sofort mit der größten 

Beschleunigung an die Behandlung der unter 2. zusammengefassten Fragen herantreten und 

der Staatsregierung in Kürze auch in diesen Belangen Anträge erstatten. 

Was nun die unter 1. angeführte Frage – nämlich die eigentliche Ausscheidungsfrage – 

anbelange, so sei die Kommission nicht in der Lage gewesen, der Staatsregierung bei den in 

Frage kommenden Objekten einheitliche Kommissionsanträge zu unterbreiten, da die 

Auffassung der in ihr vertretenen Staatsämter einerseits und der Verwaltung des für das früher 

regierende Haus oder für eine Zweiglinie desselben gebunden gewesenen Vermögens 

andererseits hinsichtlich des Umfanges der Ausscheidung weit auseinander gegangen sei. Um 

nun der Beschlussfassung der Staatsregierang einen einheitlichen Antrag zugrunde legen zu 

können, sei die Staatskanzlei beauftragt worden, unter Berücksichtigung der von den 

Staatsämtern bei den bisher gepflogenen Verhandlungen gestellten Ausscheidungsbegehren 

und der hiezu abgegebenen Äußerungen der Verwalter des ehemals hofärarischen und des für 

das früher regierende Haus oder für eine Zweiglinie desselben gebunden gewesenen 

Vermögens einen den Intentionen des Gesetzes über den Kriegsgeschädigtenfond 

entsprechenden einheitlichen Ausscheidungsantrag auszuarbeiten, der nunmehr dem 

Kabinettsrate vorliege. 

Staatssekretär Dr. R e n n e r  verweist darauf, dass die Gemeinde Wien in einem 

Memorandum Anspruch auf gewisse Objekte zum Zwecke der teilweisen Kompensation für 

jene Realitäten erhoben habe, aus denen seinerzeit zum Nachteile der Gemeinde Wien der 

Stadterweiterungsfond geschaffen wurde. Es erschiene dem sprechenden Staatssekretär billig, 

der Gemeinde Wien, wenn sie andernfalls in einem wichtigen Teile der Stadtregulierung 

gehindert würde oder wenn sie für Zwecke öffentlicher Anlagen ein Objekt dringend 
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benötige, diese Objekte, gleichgiltig ob sie nun für den Staat ausgeschieden oder den 

Kriegsgeschädigtenfond belassen werden, vorläufig zuzuweisen. 

Sektionschef Dr. B e c k  bemerkt, dass über die Rechtsbeständigkeit der Ansprüche der 

Gemeinde Wien ein Gutachten der Finanzprokuratur eingeholt worden sei. In diesem 

Gutachten werde die Auffassung vertreten, dass der Gemeinde Wien keine Ansprüche auf die 

Stadterweiterungsgründe zustehen. Angesichts dieses Gutachtens habe sich das Komitee mit 

dar Forderung der Gemeinde Wien nicht befasst. 

Staatssekretär Dr. R e n n e r  meint, dass trotzdem über das Memorandum der Gemeinde 

Wien nicht ohne weiters werde hinweggegangen werden können, da der Gemeinde durch die 

Zuweisung benötigter Objekte an den Kriegsgeschädigtenfond vor Austragung dieser 

strittigen Frage endgiltig präjudiziert würde. 

Der V o r s i t z e n d e  schlägt vor, zunächst einmal jene Vermögenschaften festzustellen, 

hinsichtlich welcher die Staatsregierung von dem Ausscheidungsrechte keinen Gebrauch 

machen werde, so dass diese Vermögenschaften dem Kriegsgeschädigtenfond überlassen 

werden. 

Präsident Dr. H a r p n e r  erklärt, der Kriegsgeschädigtenfond müsse den Standpunkt 

vertreten, dass das werbende Vermögen ihm zuzuweisen sei, da er andernfalls einen Zweck 

nicht erfüllen könne. Er bitte diesen Standpunkt bei Beurteilung seiner Einwendungen gegen 

die Vorschläge der Staatskanzlei in Betracht zu ziehen. Weiters müsse er bemerken, dass die 

wichtige Frage der Lasten und der Aufteilung des Personals des Hofärars und des 

Familienfonds in den vorliegenden Anträgen nicht gelöst sei. 

Vizepräsident Dr. K i e n b ö c k  tritt dafür ein, dass mit der Ausscheidung eines Objektes 

gleichzeitig auch das zugehörige Personal mitausgeschieden werde. 

Sektionschef Dr. G r i m m  verweist darauf, dass nach den vorliegenden Anträgen dem 

Staate nahezu ausschließlich Objekte, die keinen nennenswerten Ertrag abwerfen, zugedacht 

seien. Da somit die Lasten, die der Staat übernehmen soll, bei weitem überwiegen, könne eine 

Übernahme des Personals nicht in Betracht gezogen werden. 

Der Kabinettsrat wendet sich nunmehr den einzelnen Anträgen zu und beschließt 

zunächst, dass hinsichtlich folgender Objekte eine Auscheidung im Sinne des § 2 des 

mehrzitierten Gesetzes nicht Platz zu greifen habe: 

1. Schloss Augarten samt Park (47 ha 34 a 218 m2) 

2. Haus Mariahilferstraße 20 

3. Haus Lerchenfelderstraße 1 

4. Haus Lerchenfelderstraße 3 
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5. Haus Mechitaristengasse 6 

6. Hetzendorf (Bauareal 157.17 ha, Wiesen 1861.68 ha) mit der Einschränkung, dass ein 

Vorgebäude für Postzwecke (an Stelle eines Mietobjektes) ausgeschieden werden soll. 

7. Prater (546 ha) und 

8. Laxenburg (Bauarea 5 ha 27 a 35 m2, Park 274 ha 46 a 5 m2), beide mit den sich aus 

den später zu behandelnden Anträgen der Staatskanzlei ergebenden Ausnahmen bezw. 

Vorbehalten und überdies hinsichtlich Laxenburgs vorbehaltlich der Entscheidung über eine 

Grundfläche von zirka 40 ha, die vom Staatsamt für Heerwesen für Zwecke der 

landwirtschaftlichen Bearbeitung in Anspruch genommen wird. 

9. Baden (Boschhaus in der Wassergasse, Wasserstöckl, Klostergebäude, Flora-Villa). 

10. Hofärarische Forste in Laxenburg, Aspern und Tiergarten (3908 ha). 

11. Haus Philliphof in Wien 

12. Haus Garellihof in Wien, Garnisongasse 3 

13. Haus IX. Garnisongasse l 

14. Häuser III. Ungargasse 51, 53, 55 

15. Gut Orth (Forstwirtschaftlicher Grund 2992 ha. landwirtschaftlicher Grund 4060 ha) 

16. Laxenburg-Vösendorf (forstwirtschaftliche Fläche 42 ha, landwirtschaftliche Fläche 

260 ha) 

17. Gut Mattighofen (10.208 ha, 88 a 89 m2, forstliche Fläche 10.000 ha, 12 a 75 m2, 

landwirtschaftliche Fläche 148 ha, 76 a 12 m2) 

18. Gut Pöggstall (forstliche Fläche 3683 ha 99 a, landwirtschaftliche Fläche 1018 ha 15 

a) 

19. Gut Mannersdorf (forstliche Fläche 1824 ha, landwirtschaftliche Fläche 793 ha) 

20. Jagdhaus in Mürzsteg 

21. Gut Kleinkrampen, forstliche Fläche 565 ha 19 a, landwirtschaftliche Fläche 33 ha 25 

a 

22. Jagdhaus am Langbathsee 

23. Sieberervilla, Schleinitzvilla und Feldgarten in Schönbrunn. 

Der Kabinettsrat geht sodann zu den Ausscheidungsanträgen der Staatskanzlei über. Zur 

Ausscheidung sind beantragt: 

1. Die alte Hofburg in Wien samt dem sogenannten Augustinerstöckl und der Stallburg 

einschließlich der spanischen Reitschule für die Unterbringung von Behörden und Ämtern 

sowie der Hofbibliothek und für staatliche Repräsentationszwecke, ferner der Volksgarten, 

der Kaisergarten und der Heldenplatz samt den dort befindlichen Objekten. Insbesondere soll 
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durch Ausscheidung der alten Wiener Hofburg jener Raumbedarf gedeckt werden, der sich im 

Falle des Verkaufes jenes Gebäudes ergeben würde, in dem gegenwärtig das Staatsamt für 

Inneres und Unterricht (Judenplatz) untergebracht ist. Die Bestände des Hofweinkellers wären 

dem Kriegsgeschädigtenfonde zu überlassen. 

2. Die neue Hofburg, und zwar der Ringstraßentrakt derselben (das sogenannte corps de 

logis) zur Unterbringung der Familienfideikommissbibliothek und Estensischen Sammlung, 

die sich bereits dort befinden, sowie der restliche, noch im Bau befindliche Trakt für 

staatliche Verwaltungs- und Musealzwecke. 

3. Die Gebäude des kunsthistorischen und des naturhistorischen Museums in Wien samt 

den diese Gebäude umgebenden und zwischen ihnen befindlichen Gartenanlagen zur 

Unterbringung der betreffenden gleichfalls zur Ausscheidung beantragten Sammlungen. 

4. Das Obere Palais das ehemaligen Erzherzogs Friedrich zur Unterbringung der 

Kunstsammlung Albertina und anderer Kunstsammlungen. 

5. Das Untere Palais des ehemaligen Erzherzogs Friedrich (Wien I. Albrechtgasse Nr. 1 

und Hofgartenstraße Nr. 3) zur Unterbringung des Staatsamtes für soziale Verwaltung 

einschließlich des Volksgesundheitsamtes, ferner des Zentralgewerbeinspektorates mit sechs 

Wiener Gewerbeinspektoraten, der Industriellen Bezirkskommission und zahlreicher anderer, 

dem genannten Staatsamt angegliederter oder untergeordneter Stellen, die sich bereits jetzt in 

diesem für die angegebenen Zwecke adaptierten Gebäude befinden. 

6. Das Hofwaschhaus in der Franzensbrückenstraße als Hilfsgebäude für die in der 

Hofburg untergebrachten Stellen und für die Schaffung von Werkstätten und Lagerräumen der 

Telegraphenliniensektion II. 

7. Die Hofapotheke in Wien I. Habsburgergasse, samt ihren Filialen in Schönbrunn und 

Laxenburg, sowie die Apotheke zur „Mariahilf“ die anlässlich der im Zuge befindlichen 

Novellierung des Apothekengesetzes in die Kategorie der sogenannten Staatsapotheken 

eingereiht werden sollen. 

8. Das Obere und das Untere Belvedere samt den dazu gehörigen Gärten und Gebäuden 

zur Unterbringung der gleichfalls zur Ausscheidung beantragten Gobelinsammlung und die 

sogenannten Musealteppiche sowie der daselbst schon seit langem unentgeltlich 

untergebrachten Staatsgalerie – deren Erweiterung übrigens erforderlich ist - sowie für 

staatliche Verwaltungszwecke. 

9. Der ehemalige k.k. Hofgarten Schönbrunn samt dem Schloss und aller mit diesem 

zusammenhängenden oder abgesondert im Parke stehenden Baulichkeiten, Kunstwerken und 

Anlagen, einschließlich der Einrichtungsstücke und sonstigen darin befindlichen Fahrnisse 
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und zwar das Hauptgebäude für Musealzwecke, das Schönbrunner Stöckelgebäude zur 

Unterbringung des Postamtes Wien 86 nebst Telephonzentrale und der Telegraphenlinien-

Sektion IV, die anderen Gebäude für die Unterbringung von Behörden, Ämtern und sonstigen 

Verwaltungsstellen - so der Steueradministration für den XII., XIII. und XIV. Bezirk und des 

Staatshengstenstallamtes - das alte Palmenhaus (Voliere) samt dem der staatlichen 

Filmhauptstelle bereits gegenwärtig in Bestand gegebenen Parkgrunde für Zwecke der durch 

diese Stelle wahrzunehmenden staatlichen Propaganda und Volksbildung, endlich der Park 

samt der Menagerie und dem neues Palmenhaus als Erholungsstätte und im Interesse der 

Erweiterung zoologischer und botanischer Kenntnisse. Jedoch verbleiben die Schleinitzvilla 

und die Sieberervilla samt den dazu gehörigen Gartenflächen (Feldgarten) beim 

Kriegsgeschädigtenfond. 

10. Ein ungefähr 8000 m2 messender Teil der ehemals hofärarischen Gründe zwischen der 

Schönbrunner Schlossstraße-Grünbergstraße und der Haltestelle Schönbrunn der Stadtbahn 

für die Errichtung eines staatliches Doppelmittelschulneubaues (Staatsrealgymnasium für den 

XIV. und Staatsrealschule für den XII. Bezirk) samt einem entsprechenden Grundteil der 

unmittelbar angrenzenden, gegenwärtig als Exerzierplatz und offene Reitschule benützten 

freien Grundfläche für Sport- und Spielzwecke der diese Schulen besuchenden Jugend. 

11. Das Hofmobiliendepot samt den dort befindlichen Werkstätten einschließlich der 

Gobelinreparaturwerkstätte für staatliche Depot- und Werkstättenzwecke, ferner zur 

Unterbringung der technischen Abteilung der Landesregierung, von Lagerräumen der 

Telegraphenliniensektion I und eventuell der Steueradministration für den V., VI., VII. und 

VIII. Bezirk. Von den dort deponierten Einrichtungsgegenständen und Fahrnissen sind jene 

auszuscheiden, welche zur Ausstattung staatlicher Amts- und Repräsentationsräume 

(insbesondere für die Missionen im Auslande), ferner für staatliche Kunst- und 

Kunstgewerbeförderungezwecke benötigt werden. Soweit der Inhalt der Depots für die 

angegebenen Zwecke nicht in Betracht kommt, wird er von der Ausscheidung ausgenommen. 

12. Das Gebäude der Leibgardekaserne in Wien VII., Karl Schweighofergasse, zur 

Unterbringung eines Wiener Bezirksgerichtes, einer Steuerbehörde sowie von Sicherheits- 

und Staatsschutzwache. 

13. Das Gebäude der Gardekaserne Rennweg Nr. 4 und 6 zur Unterbringung der 

Steueradministration für den III. und XI. Bezirk. 

14. Vom Prater: 

a) Ein links und rechts neben der Bahnlinie Wien-Stadlau verlaufender 10 m breiter 

Grundstreifen vom Donaukanal bis Prater-Hauptstelle zur Erweiterung der Gleisanlagen; 
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b) ein östlich der Ostbahnlinie bis zum Freudenauer Winterhafen vorlaufender, an die 

Handelskaistraße anstoßender, landeinwärts gelegener Grundstreifen von 120 m Breite für die 

Verlegung des Donaukaibahnhofes; 

c) ungefähr 400.000 m2 des sogenannten Fasangartens links der Bahnlinie Wien-Stadlau 

zwischen Donaukanal und Praterhauptallee für die Anlage von Schrebergärten für 

Staatsbahnbedienstete; 

d) die Parzelle Nr. 1487 Prater zwecks Ermöglichung des Zuganges zum Viaduktlokal 

der Staatsbahn; 

e) alle Flächen im Prater, auf denen sich dem Staate gehörige Baulichkeiten oder andere 

im Staatseigentum stehende oder öffentlichen Verwaltungsinteressen dienende Anlagen 

befinden, so insbesondere der Grund und Boden, auf dem das Gebäude der 

Samenkontrollstation und das Lagerhaus der Stadt Wien stehen, ferner jener, auf dem sich die 

Rotunde erhebt, samt dem Ausstellungsareale rings um dieselbe (dem Territorium der 

ehemaligen Adriaausstellung), endlich jener, auf dem sich Gebäude der Polizeiverwaltung 

befinden; 

f) das Hoffouragedepot nächst der Kaiser-Josefsbrücke zur Unterbringung der Fouragen 

der berittenen Abteilung der Wiener Sicherheitswache und für Zwecke des 

Schiffahrerunterrichtes der Wiener Polizei-Direktion; 

g) ein geeigneter Platz als Exerzier- und Sportplatz für die Mannschaft der 

Sicherheitswache, die sich in Zukunft nicht mehr aus gedienten Soldaten ergänzen dürfte und 

daher einexerziert werden muss. 

15. Vom Lainzer Tiergarten: 

a) von Parzelle 113/1 Kat.Gem. Auhof (große Grünauer Wiese) eine Fläche von 

ungefähr 5,5 ha; von Parzelle 888 Kat.Gem. Hütteldorf (obere Alleewiese) eine Fläche von 

ungefähr 3,5 ha, von den Parzellen 884/1 und 118 Kat.Gem. Hütteldorf ungefähr 2 ha und von 

Parzelle 890 Kat.Gem. Hütteldorf (äußere Alleewisse) ungefähr 4 ha zur Ermöglichung der 

Kleintierzucht für Staatsbahnbedienstete; 

b) von der sogenannten Weidlingauer Wiese ungefähr 11 ha mit einem Gebäude 

(dem sog. Ochsenstall) und einer vor demselben liegenden kleinen dreieckigen Wiese für die 

Kleintierfarm und Milchwirtschaft der Staatsbahnen, in deren Benützung die Fläche bereits 

steht; 

c) der von Parzelle 116 Kat.Gem. Hütteldorf bis zu den Schützengräben reichende 

Teil sowie weitere geeignete Gründe im Ausmaße von ungefähr 43.000 m2 zur Erweiterung 

der Kleintierzucht für Staatsbahnbedienstete und zur Errichtung von Siedlungen solcher 
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Bediensteter. 

16. Ein Grundstreifen von 10 m Breite links und rechts von der Wiener Verbindungsbahn 

für die künftige Ausgestaltung dieser Bahn durch Errichtung neuer Gleis- und 

Bahnhofanlagen. 

17. Das Jägerhaus (sogenanntes Kellerhaus) auf G.E.Z. 227 Kat.Gem. Hetzendorf, aus 

Parzelle Nr. 440/1 samt den anstoßenden Grundparzellen Nr. 402, 441 und 438/6 im 

Gesamtausmaße von 19 a 86 m2, anschließend an den Bahngrund in km 5 1/2 der Linie 

Penzing-Unter St. Veit bezw. km 5,4 der Donauländebahn für den Bau eines zweiten Gleises 

Unterhetzendorf-Meidling - S.B. und für Wohnungsfürsorgezwecke für 

Staatsbahnbedienstete. 

18. Eine Grundfläche von 4924 m2 von der Grundparzelle Nr. 230, G.E.Z. 26 Kat.Gem. 

Breitenlee, zur Errichtung des Verschiebebahnhofes Breitenlee. 

19. Das für die Erweiterung des Freudenauer Hafens notwendige Gebiet, dann die für 

sonstige Hafenzwecke und Landestellen erforderlichen Flächen, ferner die für die 

Hochwasserschutzmaßnahmen notwendigen Grundflächen in Wien und bon Wien 

stromabwärts (Lobau, Schönau, Orth, Eckartsau, Witzensdorf und Kaiser Ebersdorf) zum 

Zwecke der Ausgestaltung der Schiffahrtsanlagen an der Donau bei Wien sowie der dem 

Hochwasserschutz Wiens dienenden Anlagen. 

20. Die Hofburg in Innsbruck samt allen Nebengebäuden, den sogenannten Hofstallungen 

und allen dazu gehörigen Gartenanlagen zur Unterbringung von Abteilungen der 

Landesregierung, die sich schon gegenwärtig darin befinden, und des in seinem 

gegenwärtigen Amtsgebäude räumlich beengt untergebrachten Oberlandesgerichtes und der 

Oberstaatsanwaltschaft Innsbruck, endlich zur Unterbringung des Staatshengsten-Stallamtes. 

21. Die Hofreitschule in Innsbruck zur Unterbringung der umfangreichen, gegenwärtig 

gänzlich unzulänglich untergebrachten Archivbestände der Landesregierung. 

22. Die Residenz in Salzburg sowie die Schlösser Hellbrunn und Ambras, und zwar die 

Salzburger Residenz und Schloss Ambras zu Musealzwecken, Hellbrunn - ein 

bemerkenswertes Baudenkmal - im kunsthistorischen Interesse an seiner Erhaltung in der 

gegenwärtigen Gestalt. Da das Land und die Stadt Salzburg auf die Überlassung des 

Eigentums an der Residenz Salzburg und dem Schlosse Hellbrunn, das Land Tirol auf das 

Schloss Anspruch erheben, wird nach der Ausscheidung auch über die Frage der eventuellen 

Überlassung dieser Schlösser an die genannten Rechtssubjekte abzusprechen sein. 

23. Schloss Ruggendorf in Pöggstall zur Unterbringung des Bezirksgerichtes und 

Steueramtes. 
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24. Das Amtshaus Nr. 1 in Groß-Enzersdorf zur Unterbringung des Bezirksgerichtes und 

Steueramtes. 

25. Das Schloss Schlosshof samt den bisher vom Militärreit- und Fahrlehrinstitut 

benützten Nebengebäuden und Grundflächen zur entsprechenden Unterbringung das Reit- und 

Fahrlehrkurses des österreichischen Heeres. 

26. Das zum Gut Pöggstall gehörige Grundstück Stadelau in der Gemeinde Emmersdorf 

bei Melk als technischer Übungs- und Exerzierplatz, wofür es schon gegenwärtig von der 

Heeresverwaltung gemietet ist. 

27. Das Jagdhaus in Neuberg für Personalfürsorgezwecke. 

28. Die sogenannte Franzensburg in Laxenburg als bemerkenswertes Baudenkmal und zur 

Unterbringung von Kunstschätzen. 

29. Das Kaiserhaus in Baden zur Unterbringung einer Jugendgerichtsabteilung des 

Bezirksgerichtes Baden. 

ad Punkt 1: Vizepräsident Dr. K i e n b ö c k  tritt dafür ein, dass die alte Hofburg dem 

Kriegsgeschädigtenfond überlassen werde. 

Der Kabinettsrat beschließt die Ausscheidung im Sinne des Antrages. 

ad Punkt 2 – 5: Der Kabinettsrat erhebt die gestellten Anträge zum Beschluss. 

ad Punkt 6: Präsident Dr. H a r p n e r  verweist darauf, dass das Hofwaschhaus unschwer 

zum Zinshaus adaptiert werden könne. Da es werbendes Vermögen darstelle und 

Beziehungen zu den in der Hofburg untergebrachten Stellen fehlen, liege seiner Anschauung 

nach ein gesetzlicher Ausscheidungsgrund nicht vor. 

Der Kabinettsrat schließt sich dieser Auffassung an und sieht von der Ausscheidung 

dieses Objektes ab. 

ad Punkt 7 – 11: Die gestellten Anträge werden genehmigt. 

ad Punkt 12: Präsident Dr. H a r p n e r  bemerkt, dass er gegen diesen Antrag Stellung 

nehmen müsse, da das Gebäude der Leibgardekaserne ein Zinshaus auf hochwertigem 

Baugrund sei. Ein begründeter Ausscheidungsgrund dürfte hier wohl umsoweniger gegeben 

sein, als eine unmittelbar bevorstehende Inverwendungnahme des Objektes nicht beabsichtigt 

zu sein scheine. 

Demgegenüber erklären die Staatssekretäre Dr. R o l l e r  und B r e i s k y, dass das 

Objekt für die Unterbringung der Bezirksgerichte Josefstadt, Mariahilf und Neubau bezw. von 

Sicherheits- und Stadtschutzwache benötigt werde. 

Der Kabinettsrat beschließt sohin die Ausscheidung im Sinne des Antrages. 

ad Punkt 13: Der Kabinettsrat tritt dem gestellten Antrags bei. 
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ad Punkt 14 a: Der Kabinettsrat genehmigt den gestellten Antrag mit der Maßgabe, dass 

für die Erweiterung der Gleisanlagen ein Grundstreifen von 20 m in Anspruch genommen 

wird. 

ad Punkt 14 b: Der Antrag wird genehmigt. 

ad Punkt 14 c: Nach eingehender Debatte, an welcher sich außer dem 

V o r s i t z e n d e n  noch die Staatssekretäre Dr. P e s t a, Dr. D e u t s c h  und B r e i s k y, 

weiters Präsident Dr. H a r p n e r, Vizepräsident Dr. K i e n b ö c k  und Sektionschef Dr. 

G r i m m  beteiligten, sieht der Kabinettsrat von der beantragten Ausscheidung ab und 

beschließt über Antrag des Sektionschefs Dr. G r i m m  die Verwendung einer Fläche von 

800.000 m2 des Pratergeländes zum Zwecke der Anlage von Schrebergärten für 

Staatsbedienstete vorzubehalten. Die in Betracht kommende Fläche wird einvernehmlich 

zwischen Staats- und Fondsverwaltung bestimmt werden. 

ad Punkt 14 d – f: Die Anträge werden genehmigt. 

ad Punkt 14 g: Der Kabinettsrat sieht von der Ausscheidung mit dem Vorbehalte ab, dass 

ein geeigneter Platz als Exerzier- und Sportplatz für die Mannschaft der Sicherheitswache und 

für die Wehrmacht reserviert werde. 

ad Punkt 15: Über Antrag des Staatssekretärs Dr. R e n n e r, welcher auf die 

Beeinträchtigung der Entwicklungsfähigkeit der Stadt Wien durch den Tiergarten hinweist, 

beschließt der Kabinettsrat, das an Ober St. Veit-Hütteldorf anschließende Gelände vom 

rechten Wienufer aufwärts bis zur Kammhöhe durch den Staat für Zwecke der Gemeinde 

Wien in Anspruch zu nehmen. Der „Auhof“ ist hierin nicht inbegriffen. Im Übrigen hat der 

Lainzer Tiergarten mit Ausnahme der für besondere staatliche Zwecke samt einem 

entsprechenden Grundkomplex ausgeschiedenen „Hermes-Villa“ sub Substanz nach beim 

Kriegsgeschädigtenfond zu verbleiben, doch behält sich die Staatsregierung vor, die im 

Antrag unter a), b) und c) angeforderten Grundflächen den dort bezeichneten 

Verwendungszwecken zuzuführen. 

ad Punkt 16: Der Antrag wird genehmigt. 

ad Punkt 17: Über Einspruch des Präsidenten Dr. H a r p n e r  wird das Objekt dem 

Kriegsgeschädigtenfond belassen. 

ad Punkt 18 – 21: Die gestellten Anträge werden angenommen. 

ad Punkt 22: Der gestellte Antrag wird mit der Maßgabe genehmigt, dass das Schloss 

Heilbrunn, über welches Verkaufsverhandlungen mit Stadt und Land Salzburg im Zuge sind, 

dem Kriegsgeschädigtenfond überlassen wird. 

ad Punkt 23 und 24: Der Kabinettsrat macht von seinem Ausscheidungsrecht hinsichtlich 
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dieser Objekte keinen Gebrauch; doch sind der Staatsverwaltung die für das Bezirksgericht 

und Steueramt benötigten Räumlichkeiten zur Verfügung zu stellen. 

ad Punkt 25 und 26: Der Kabinettsrat beschließt antragsgemäß. 

ad Punkt 27: Das Objekt wird dem Kriegsgeschädigtenfond belassen, der verpflichtet 

wird, für das dortige staatliche Forstpersonal die erforderlichen Unterkünfte beizustellen. 

ad Punkt 28: Das Objekt wird dem Kriegsgeschädigtenfond, vorbehaltlich des Rechtes der 

Staatsverwaltung, dortselbst Kunstschätze unterzubringen, überlassen. 

ad Punkt 29: Der Kabinettsrat beschließt, das Objekt dem Kriegsgeschädigtenfond zu 

belassen. 

Der V o r s i t z e n d e  bricht die Verhandlung des Gegenstandes ab und behält die 

Fortsetzung der Beratung einer der nächsten Kabinettsratssitzungen vor. 

 

12. 

Änderung der Satzungen des „Holzmarkt – gemeinwirtschaftliche Anstalt“. 

Im Auftrage des dienstlich abwendenden Staatssekretärs Dr. E l l e n b o g e n  berichtet 

Baurat Ing. R i e d, dass der Gemeinderat der Stadt Wien in Übereinstimmung mit dem 

Beschlusse des Kabinettsrates vom 21. Juli d.J. die Gründung eines „Holzmarktes, 

gemeinwirtschaftliche Anstalt“ beschlossen habe. Weiters habe jedoch der Gemeinderat 

beschlossen, dass es im § 6 der Satzungen an Stelle der Bestimmung: 

„1 Vertreter der Wiener und niederösterreichischen Arbeiterkonsumvereine“ zu lauten hat, 

„1 Vertreter des Zentralverbandes der d.ö. Konsumvereine“. 

Über Antrag des Referenten erklärt sich der Kabinettsrat mit dieser Abänderung der 

Satzungen einverstanden. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Ermächtigung. 

 

13. 

Gesetzentwurf, betreffend die Durchführung der Grenzregelung auf Grund des 

Staatsvertrages von St. Germain. 

Anknüpfend an die Beratung des Gegenstandes in der Sitzung des Kabinettsrates vom 15. 

September d.J. unterbreitet Staatssekretär B r e i s k y  dem Kabinettsrate den im Sinne der 

damals gemachten Anregungen abgeänderten Entwurf eines Gesetzes, betreffend die 

Durchführung der Grenzregelung auf Grund des Staatsvertrages von St. Germain und erbittet 

vom Kabinettsrate die Ermächtigung, diese Vorlage in der Nationalversammlung einbringen 

zu dürfen. 
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Staatssekretär Dr. R o l l e r  beantragt, den § l durch folgenden Zusatz zu ergänzen: „(4) 

Den Grundeigentümern steht ein Entschädigungsanspruch nicht zu“. 

Der Kabinettsrat ermächtigt den Staatssekretär für Inneres und Unterricht, den in diesem 

Sinne ergänzten Gesetzentwurf als Regierungevorlage in der Nationalversammlung 

einzubringen. 

 

14. 

Vollzugsanweisung der Staatsregierung, betreffend die Aufhebung des Verbotes von 

Aufnahmen in den Heimatverband. 

Staatssekretär B r e i s k y  berichtet, dass durch das Gesetz vom 17. Oktober 1919, 

St.G.Bl. Nr. 481, ein Verbot der freiwilligen Aufnahme in den Heimatverband ausgesprochen 

und der Staatsregierung gleichzeitig die Ermächtigung erteilt wurde, dieses Verbot durch 

Vollzugsanweisung im geeigneten Zeitpunkte außer Kraft zu setzen. 

Durch das Verbot sollte Personen, die nach dem Staatsvertrage von St. Germain als 

Ausländer zu betrachten wären, die Möglichkeit genommen werden, vor Eintritt der 

Wirksamkeit des Staatsvertrages durch Erlangung der Zuständigkeit in einer österr. Gemeinde 

den Bestimmungen des Staatsvertrages zuvorzukommen und sich die österr. 

Staatsbürgerschaft zu sichern, ohne dass die zuständigen staatlichen Behörden in der Lage 

gewesen wären, gegen ihre Einbürgerung Stellung zu nehmen. Da der Staatsvertrag seither in 

Kraft getreten und der Stichtag, der für den Zusammenhang zwischen Zuständigkeit und 

Staatsbürgerschaft maßgebend war, vorüber sei, entfalle die Notwendigkeit, die Sistierung der 

Erwerbung des Heimatrechtes durch freiwillige Aufnahme noch weiter aufrecht zu erhalten. 

Die Aufhebung des Verbotes sei übrigens vom Standpunkte der inneren Verwaltung umso 

dringender geboten, als inzwischen die Erwerbung der österr. Staatsbürgerschaft durch Option 

geregelt wurde und den österr. Optanten die Erlangung des Heimatrechtes in einer öesterr. 

Gemeinde nicht mehr unmöglich gemacht werden dürfe. 

Der Kabinettsrat ermächtigt den sprechenden Staatssekretär zur Erlassung einer 

Vollzugsanweisung, mittelst welcher das Verbot von Aufnahmen in den Heimatverband 

aufgehoben wird. 

 

15. 

Gesetzesbeschluss des Vorarlberger Landtages, betreffend die Einführung der Wahlpflicht für 

die Wahlen in die Nationalversammlung. 

Über Antrag des Staatssekretärs B r e i s k y  beschließt der Kabinettsrat, gegen den 
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Gesetzesbeschluss des Vorarlberger Landtages vom 7. September 1920, betreffend die 

Einführung der Wahlpflicht für die Wahlen in die Nationalversammlung, keine Vorstellung 

zu erheben und der sofortigen Verlautbarung dieses Gesetzes zuzustimmen. 

 

16. 

Beschluss des steiermärkischen Landtages, betr. die Abtretung eines Grundstreifens zur 

Verbreiterung der Gaaler Straße. 

Staatssekretär B r e i s k y  beantragt die Genehmigung des Beschlusses des 

steiermärkischen Landtages vom 17. Juli 1920, betreffend die Abtretung eines Grundstreifens 

zur Verbreiterung der Gaaler Straße. 

Der Kabinettsrat erteilt die Genehmigung. 

Bei diesen Anlasse weist der sprechende Staatssekretär darauf hin, dass nach den 

geltenden Landesordnungen die Beschlüsse der Landesversammlungen, die eine 

Veräußerung, bleibende Belastung oder Verpfändung des Stammvermögens des Landes zum 

Gegenstande haben, an die Genehmigung der Staatsregierung gebunden seien. Die einzelnen 

Beschlüsse werden im Staatsamte für Inneres und Unterricht sowie im Staatsamte für 

Finanzen geprüft und geben, da es sich meist um Verwaltungsakte von minderer Bedeutung 

handelt, nur ganz ausnahmsweise Anlass zu einer Bemerkung. Das Staatsamt für Inneres und 

Unterricht rege daher im Interesse der Entlastung des Kabinettsrates an, dass die 

Genehmigung der Beschlüsse der Landesversammlungen, die eine Veräußerung, bleibende 

Belastung oder Verpfändung des Stammvermögens eines Landes betreffen, dem Staatsamte 

für Inneres und Unterricht im Einvernehmen mit dem Staatsamte für Finanzen und den 

allenfalls sonst beteiligten Staatsämtern übertragen werde, soweit es sich nicht um Beschlüsse 

von besonderer wirtschaftlicher Tragweite handelt. 

Der Kabinettsrat beschließt in diesem Sinne und erteilt dem Staatsamte für Inneres und 

Unterricht die Ermächtigung, bei Beschlüssen der gekennzeichneten Art in Einvernehmen mit 

dem Staatsamte für Finanzen und mit den allenfalls sonst beteiligten Staatsämtern die 

Genehmigung der Staatsregierung ohne Einholung eines Beschlusses des Kabinettsrates 

auszusprechen. 

 

17. 

Belassung von ausgedienten Postverkehrsbeamten im aktiven Dienste. 

Staatssekretär Dr. P e s t a  führt aus, dass nach dem Pensionsbegünstigungsgesetze 

Zivilstaatsangestellte, die eine zur Erlangung des Anspruches auf den vollen Ruhegenuss 
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erforderliche Dienstzeit zurückgelegt haben, von Amtswegen in den dauernden Ruhestand zu 

versetzen seien. Diese gesetzliche Maßnahme bezwecke den Abbau des überzähligen Standes 

an Staatsangestellten, habe also einen Personalüberschuss zur Voraussetzung. Bei den 

Postverkehrsbeamten treffe dies jedoch nicht zu, vielmehr ergebe sich in fast allen 

Direktionsbezirken die Notwendigkeit, an Stelle der in den Ruhestand tretenden Beamten 

Ersatzkräfte aufzunehmen oder vorläufig in Verwendung stehende Kräfte dauernd im Dienste 

zu belassen. 

Die Pensionierung von Beamten, für die Ersatzkräfte aufgenommen werden müssen, sei 

aber unwirtschaftlich, da die Auslagen für eine solche Kraft höher seien, als der durch die 

Pensionierung ersparte Unterschied zwischen den Aktivitätsbezügen und dem Ruhegenusse 

des zu pensionierenden Beamten. Nach dem dermaligen Stande belaufe sich der bisher 

erwachsende Mehraufwand auf jährlich rund eineinhalb Millionen Kronen. Auch laufe es dem 

Dienstesinteresse entgegen, voll eingeschulte und voll arbeitsfähige Bedienstete in den 

Ruhestand zu versetzen und an ihrer Stelle minder entsprechende Kräfte zu verwenden. 

Nach § 17 des Besoldungsübergangsgesetzes könne die Staatsregierung 

Zivilstaatsangestellte, die nach § 2 des Pensionsbegünstigungsgesetzes in den Ruhestand zu 

versetzen wären, bis auf weiteres im aktiven Dienste belassen, wenn zwingende dienstliche 

Rücksichten dies fordern. 

Diese Voraussetzungen träfen für den Stand der Postverkehrsbeamten zu, weshalb er um 

die Ermächtigung bitte, in den bezeichneten Fällen die Weiterbelassung im aktiven Dienste 

verfügen zu dürfen. 

Staatssekretär Dr. R o l l e r  hält eine derartige generelle Ermächtigung auch für andere 

Ressorts für wünschenswert. Das Staatsamt für Justiz befinde sich hinsichtlich der 

Kanzleibeamten in ganz ähnlicher Lage. 

Sektionschef Dr. G r i m m  hält eine generelle Ermächtigung im Sinne der Anregung des 

Vorredners für gefährlich. 

Auch Staatssekretär Dr. R e n n e r  warnt davor, das im Gesetze zum Ausdruck 

gelangende Prinzip im gegenwärtigen Augenblicke aufzuheben. 

Der Kabinettsrat beschließt, den Staatssekretär für Verkehrswesen zu ermächtigen, noch 

vollkommen dienstfähige Postbeamte, die unter die Bestimmungen des § 2 des 

Pensionsbegünstigungsgesetzes vom 30. Juli 1919, St.G.Bl. Nr. 411, fallen, weiter im aktiven 

Dienste zu belassen, insoferne die Versetzung eines solchen Beamten in den Ruhestand die 

Aufnahme einer neuen oder die weitere Belassung einer in zeitweiser Verwendung stehenden 

Ersatzkraft bedingen würde. 
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18. 

Gesetzentwurf über das Dienstverhältnis der Telegraphenwerkmeister im Telegraphen-, 

Fernsprech- und Rohrpostdienste. 

Staatssekretär Dr. P e s t a  erbittet und erhält vom Kabinettsrate die Ermächtigung, den 

Entwurf eines Gesetzes über das Dienstverhältnis der Telegraphenwerkmeister im 

Telegraphen-, Fernsprech- und Rohrpostdienste in der Nationalversammlung einbringen zu 

dürfen. 

 

19. 

Gesetzentwurf, betreffend Änderungen des Gesetzes über die Ablösung der Zinsgründe. 

Staatssekretär Dr. R o l l e r  unterbreitet dem Kabinettsrat einen Gesetzentwurf, 

betreffend Änderungen des Gesetzes vom 4. Dezember 1918, St.G.Bl. Nr.94, über die 

Ablösung der Zinsgründe. 

Das abzuändernde Gesetz habe wohl formell für das ganze Staatsgebiet Geltung, enthalte 

jedoch Bestimmungen, die vorwiegend den Verhältnissen in den deutschen Teilen Böhmens 

(im Riesengebirge und im Böhmerwalde) angepasst seien. Um vorkommende Zweifel zu 

beheben und die wünschenswerte Anwendbarkeit des Gesetzes in den Alpenländern 

sicherzustellen, beantrage das Staatsamt für Justiz eine Reihe von Abänderung. 

Staatssekretär H a u e i s  hält die Angelegenheit nicht für spruchreif und macht Bedenken 

gegen die Einbringung der Vorlage, die ihm erst heute zugekommen sei, geltend. 

Staatssekretär Dr. R e n n e r  verspricht sich von der Einbringung der Vorlage eine 

günstige Wirkung im Kärntner Abstimmungsgebiete. Er ersucht den Staatssekretär für Land- 

und Forstwirtschaft, seinen Einspruch zurückzuziehen. 

Nach längerer Wechselrede beschließt der Kabinettsrat, die Zustimmung zur Einbringung 

der Gesetzesvorlage unter der Voraussetzung zu erteilen, dass vorher noch ein Einvernehmen 

mit dem Staatsamte für Land- und Forstwirtschaft erzielt wird. 

 

20. 

Erhöhung der gleitenden Zulage. 

In Vertretung des dienstlich abwesenden Staatssekretärs für Finanzen berichtet 

Sektionschef Dr. G r i m m, dass die paritätische Lohnkommission in der Sitzung vom 17. 

d.M. von der letzten Stellungnahme des Kabinettsrates und des Hauptausschusses in der Frage 

der Notstandsaushilfe in Kenntnis gesetzt worden sei, desgleichen, dass mit dem Staatsamte 
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für Volksernährung in der Frage der Naturalbelieferungen der Staatsangestellten bereits 

Verhandlungen eingeleitet seien, die in der Richtung geführt werden, dass der Staat durch 

billige Einkäufe in die Lage versetzt werde, den Angestellten Lebensmittel zu billigen Preisen 

abzugeben. Diese Verhandlungen seien bereits soweit vorgeschritten, dass in ungefähr 14 

Tagen ein greifbares Resultat mit Sicherheit erwartet werden könne. 

Die Lohnkommission habe nach längeren, gesonderten Verhandlungen der Arbeitnehmer 

folgernden Antrag einhellig zum Beschluss erhoben: 

„Die gleitende Zulage ist einschließlich des Monates September 1920 um 100 K für den 

Kopf zu erhöhen. Sollte die angekündigte Naturalverpflegung für den Oktober noch nicht 

wirksam sein, so ist für Oktober neuerlich eine weitere Erhöhung der gleitenden Zulage in 

Antrag zu bringen. Der Nachtrag für September ist noch in diesem Monate flüssig zu 

machen“. 

Mit der Annahme dieses Antrages bezeuge die Lohnkommission, dass sie sich mit der 

Ablehnung der Notstandsaushilfe durch die Regierung zufrieden gebe, wenn die gleitende 

Zulage vorläufig um 100 K pro Kopf und Monat erhöht würde. Die Bewilligung dieser 

Forderung werde neuerlich eine gewaltige, immerhin auch mit einer neuerlichen 

Geldentwertung verbundene Belastung des Staatsschatzes zur Folge haben. Nach den 

neuesten statistischen Aufstellungen werde nämlich diese Erhöhung bei einem Gesamtstande 

an Angestellten (einschließlich Staatsbahnangestellten und Heeresangehörigen samt 

Familienangehörigen) von zirka 662.700 Köpfen einen Mehraufwand von jährlich rund 795 

Millionen Kronen erfordern. Da nach § 12 des Pensionistengesetzes jede Erhöhung der 

gleitenden Zulage auch den Pensionisten zuzukommen hat, werde sich dieser Mehraufwand 

für insgesamt 94.000 Pensionsparteien mit ungefähr 145.000 Köpfen jährlich um 174 

Millionen Kronen noch steigern, so dass insgesamt ein jährlicher Mehraufwand von rund 969 

Millionen Kronen monatlich also von ungefähr 80,6 Millionen Kronen erforderlich sein 

werde. Der Staatssekretär für Finanzen verhehle sich keineswegs, dass diese Mehrausgabe 

geeignet sei, die ohnedies geringe Aussicht auf eine Vermeidung des drohenden 

Zusammenbruches der Staatsfinanzen noch weiter herabzumindern. Die Unmöglichkeit einer 

Bedeckung und die Gefahr, dass auch dieser Forderung binnen Kurzem neue Forderungen 

folgen werden, mache es fast zur Gewissheit, dass der Staat in absehbarer Zeit an den 

Gehaltsforderungen seiner Angestellten werde zu Grunde gehen müssen. 

Hiezu komme noch der Widersinn, der darin liege, dass durch die Erhöhung der 

gleitenden Zulage das Alimentationsprinzip in einer Weise herausgearbeitet werde, dass der 

Grundsatz der Bezahlung nach der Leistung überhaupt gänzlich in den Hintergrund trete, da 
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die reinen Alimentationsbeträge eine derartige Höhe erreichen werden, dass ihnen gegenüber 

der nach der Leistung abgestufte Gehalt überhaupt keine Rolle mehr spielen werde. 

Die Erhöhung der gleitenden Zulage um einen für alle Bezugsklassen gleichen Betrag sei 

überdies sehr bedenklich, weil hiedurch der dermalige, den tatsächlichen 

Teuerungsverhältnissen ohnehin kaum genügende Unterschied zwischen den Orten mit den 

billigsten und jenen mit den teuersten Lebensbedingungen eine weitere verhältnismäßige 

Minderung erfahre. Dies wäre geeignet, neuerliche Ansprüche der in den teuersten Orten 

verwendeten Angestellten zu zeitigen. 

Wenn das Staatsamt für Finanzen trotz dieser wesentlichen Bedenken vom Kabinettsrate 

die Genehmigung zur Einbringung eines der Forderung der Lohnkommission Rechnung 

tragenden Gesetzentwurfes erbitte, so geschehe dies lediglich deshalb, weil die Forderung 

nach Erhöhung der gleitenden Zulage um 100 K eine wesentliche Herabminderung der 

ursprünglichen Forderungen der Lohnkommission beinhalte und die Stimmung in der 

Angestelltenschaft derart erregt sei, dass bei gänzlicher Ablehnung der Forderung schließlich 

mit dem Ausbruch neuer schwerer Lohnkämpfe gerechnet werden müßte. Die Regierung 

dürfte sich aber kaum dazu entschließen können, im jetzigen Zeitpunkte derartige Kämpfe 

auszutragen. 

Redner sei beauftragt, namens des Staatssekretärs für Finanzen schon jetzt zu erklären, 

dass er nicht in der Lage wäre, etwaigen weiteren von der Lohnkommission für den Monat 

Oktober bereits angekündigten Forderungen auf eine weitere Erhöhung der gleitenden Zulage 

näher zu treten. 

Auf Grund der vorstehenden Ausführungen erbitte sich das Staatsamt für Finanzen die 

Ermächtigung zur Einbringung einer Gesetzesvorlage in der Nationalversammlung, womit 

das Ausmaß der gleitenden Zulage in den einzelnen Bezugsklassen um je 100 K erhöht wird. 

Weiters wolle der Kabinettsrat das Staatsamt für Finanzen ermächtigen, Vorschüsse auf 

die aus der Erhöhung der gleitenden Zulage für den Monat September 1920 sich ergebende 

Nachzahlung im Betrage von 100 K für einen Kopf unverzüglich anzuweisen. 

In der sich hierüber entwickelnden eingehenden Debatte, an welcher sich außer dem 

V o r s i t z e n d e n  noch Staatssekretär Dr. R o l l e r  und Unterstaatssekretär M i k l a s  

sowie Sektionschef Dr. G r i m m  beteiligten, tritt die einmütige Auffassung zu Tage, dass 

wohl nichts anderes erübrigen werde, als dem Antrage des Staatsamtes für Finanzen 

beizutreten. 

Der Kabinettsrat beschließt, der Einbringung des gegenständlichen Gesetzentwurfes 

zuzustimmen und an den Hauptausschuss wegen Erteilung der Ermächtigung zur Anweisung 
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von Vorschüssen auf die Erhöhung der gleitenden Zulage pro September heranzutreten. 

Hiebei werden dem Hauptausschusse auch Aufklärungen über die Rückwirkungen dieser 

neuen Maßnahme auf die staatsfinanzielle Lage zu geben sein. 

Gleichzeitig pflichtet der Kabinettsrat der Anschauung des Staatssekretärs für Finanzen, 

dass etwaigen weiteren von der Lohnkommission für den Monat Oktober bereits 

angekündigten Forderungen auf eine weitere Erhöhung der gleitenden Zulage nicht näher 

getreten werden kann, bei. 

In diesem Zusammenhange ersucht der V o r s i t z e n d e  die Staatsämter für Finanzen 

und für Volksernährung, die Frage der Naturalverpflegung der Staatsbediensteten dringlich 

weiter zu verfolgen und den Mitgliedern des Kabinetts eine schriftliche Mitteilung über das 

erzielte Ergebnis zugehen zu lassen. 

 

21. 

Gewährung von Staatszuschüssen für den Mehraufwand, der den Verwaltungen der Länder 

und Landeshauptstädte aus der Angleichung der Bezüge ihrer Angestellten einschließlich der 

Lehrerschaft an jene der Staatsangestellten sowie daraus erwachst, dass sie für ihren 

Dienstbereich Vorauszahlungen auf die Besoldungsreform bewilligen. 

Sektionschef Dr. G r i m m  führt aus, dass sich durch die mit dem zweiten Nachtrag zum 

Besoldungsübergangsgesetz (Gesetz vom 15. Mai 1920, St.G.Bl. Nr. 227) verfügten 

Erhöhungen in den Bezügen der Staatsangestellten auch für die Selbstverwaltungskörper die 

Notwendigkeit zu gleichartigen Maßnahmen ergebe. Es sei die Frage aufgeworfen worden, ob 

und mit welchen Beträgen der Staat im Hinblicke auf die in Artikel V des ersten Nachtrages 

zum Besoldungsübergangsgesetz (Gesetz vom 22. März 1920, St.G.Bl. Nr. l34) vorgesehene 

staatliche Beitragsleistung den nach der dieser Gesetzesstelle auf einen Staatszuschuss 

anspruchsberechtigten Verwaltungen der Länder und Landeshauptstädte zu dem durch den 

zweiten Nachtrag zum Besoldungsübergangsgesetz verursachten Mehraufwand Zuschüsse zu 

leisten habe. 

Durch den erwähnten zweiten Nachtrag zum Besoldungsübergangsgesetz seien die 

Bezüge der Staatsangestellten nach zwei Richtungen in einer Weise neu geregelt worden, 

welche ein finanzielles Mehrerfordernis bedeute und zwar einerseits durch Verfügungen 

betreffend Höherreihung von Dienstorten in Bezug auf das Ausmaß der Ortszuschläge, 

andererseits durch Regelung der gleitenden Zulage nach neuen Grundsätzen. Über die Frage, 

ob und inwieweit der Staat den Verwaltungen der nach dem ersten Nachtrag auf einen 

Staatszuschuss anspruchsberechtigten Selbstverwaltungskörper Zuschüsse zu einem 
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Mehrerfordernis zu gewähren habe, welches ihnen daraus erwächst, dass sie für ihren 

Dienstbereich dem zweiten Nachtrag analoge Verfügungen treffen, enthalte dieses Gesetz 

keine Bestimmung. Da die durch den zweiten Nachtrag zum Besoldungsübergangsgesetz 

getroffene Regelung über jenen Rahmen hinausgehe, der dem ersten Nachtrag zufolge für die 

Ermittlung einer staatlichen Beitragsleistung in Frage kommt, dieser zweite Nachtrag aber 

von einer staatlichen Beitragsleistung überhaupt nicht spreche, bestehe nach dem Wortlaute 

der geltenden gesetzlichen Vorschriften zweifellos kein Anspruch der erwähnten 

Selbstverwaltungskörper auf eine Beitragsleistung zu dem durch den zweiten Nachtrag 

bedingten Mehraufwand. 

Gelegentlich der Beratung des zweiten Nachtrages zum Besoldungsübergangsgesetz habe 

aber die konstituierende Nationalversammlung über Antrag der Abgeordneten P a u l y, Dr. 

G ü r t l e r  und L e u t h n e r  folgende Resolution beschlossen: „Die Regierung wird 

aufgefordert, die Wirksamkeit des Artikels V des Gesetzes vom 22. März 1920 auch auf den 

zweiten Nachtrag zum Besoldungsübergangsgesetz anzuwenden.“ An der Annahme dieser 

dem Finanz- und Budgetausschuss zur geschäftsmäßigen Behandlung zugewiesenen, von dem 

letzteren jedoch bisher noch nicht in Beratung gezogenen Resolution sei kaum zu zweifeln. 

Auch sei der Stellungnahme der Staatsregierung zur vorliegenden Frage durch einen 

Beschluss des Kabinettsrates vom 23. Juli 1920, welchem der Hauptausschuss der 

Nationalversammlung seine Zustimmung gegeben habe, bereits in gewisser Richtung 

vorgegriffen worden. Im Zusammenhange mit der den Staatsangestellten und staatlichen 

Pensionsparteien gewährten einmaligen Zuwendung für Juli 1920 (III. Nachtrag ) sei nämlich 

die Regierung ermächtigt worden, den Ländern und Landeshauptstädten die in Artikel V des 

ersten Nachtrages zum Besoldungsübergangsgesetz festgesetzte Refundierung auch für jenen 

Aufwand zu gewähren, welcher ihnen durch Gewährung gleichartiger einmaliger 

Zuwendungen erwächst. Es handle sich hier also bereits um einen Fall, in dem sich die 

Staatsregierung bereit gefunden hat, zu einem Aufwande der in Betracht kommenden 

Gebietskörperschaften beizutragen, welcher über jenen Rahmen hinaus geht, der der 

staatlichen Zuschussleistung nach Artikel V des ersten Nachtrages zum 

Besoldungsübergangsgesetz gezogen ist. 

Was die finanzielle Belastung des Staatsschatzes anbelange, die sich aus der Übernahme 

einer Beitragsleistung zu dem durch den zweiten Nachtrag zum Besoldungsübergangsgesetz 

bedingten Mehraufwand der erwähnten Selbstverwaltungskörper ergibt, dürfte diese - soweit 

das Erfordernis für die höhere Gleitzulage in Frage komme - unter der Voraussetzung eines 

Staatszuschusses im gleichen Ausmaße wie beim ersten Nachtrag (Stadtgemeinde Wien 70 %, 
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die übrigen 50 %) mit vorläufig 120 Millionen Kronen im Jahre zu veranschlagen sein. Dazu 

komme aber noch, dass durch die verfügte Einreihung mehrerer Orte in höhere Ortsklassen 

die auf eine staatliche Beitragsleistung anspruchsberechtigten Länder und Landeshauptstädte 

zur Gewährung der höheren Ortszuschläge genötigt sein werden und dass sie auch unter 

diesem letzteren Gesichtspunkte mit Forderungen nach einer staatlichen Beitragsleistung zum 

dadurch bedingten Mehraufwand hervortreten werden, ohne dass jedoch auf Grund der 

vorhandenen Behelfe ermittelt werden könnte, wie hoch die finanzielle Inanspruchnahme des 

Staates aus diesem letzteren Anlasse sein werde. 

Weiters bringt Sektionschef Dr. G r i m m  zur Kenntnis des Kabinettsrates, dass das 

Staatsamt für Finanzen auf Grund der Ermächtigung des Hauptausschusses der 

Nationalversammlung vom 23. August 1920 das Ausmaß jener Beiträge festgesetzt habe, 

welche den unter den Gesetzentwurf einer allgemeinen Besoldungsordnung fallenden 

Zivilstaatsangestellten als Vorauszahlung auf jene Nachtragsbeträge zukommen, die sich aus 

einer Rückwirkung dieser Besoldungsordnung auf den 1. Jänner 1920 ergeben; gleichzeitig 

sei die Flüssigmachung der sonach für die Monate August und September entfallenden 

Beträge erfolgt. Die Frage, ob den Verwaltungen der Länder und Landeshauptstädte, die ihren 

Angestellten und der Lehrerschaft, in ihrem Dienstbereiche gleiche Beiträge zukommen 

lassen, ein Staatszuschuss in dem gleichen Ausmaße zuzuwenden sei, wie er in Artikel V des 

ersten Nachtrages zum Besoldungsübergangsgesetz vorgesehen ist, sei noch nicht 

entschieden. Diese Zahlung aus dem Titel dar künftigen Besoldungsreform sei nur ein 

weiterer Schritt auf dem Gebiete des Ausbaues des Besoldungswesens der öffentlichen 

Angestellten, weshalb es wohl keinem Zweifel unterliegen könne, dass die 

Selbstverwaltungskörper mit der Forderung nach Gewährung einer solchen Beitragsleistung 

auch hier an die Staatsverwaltung herantreten werden. Dieselben Motive, welche, wie 

eingangs ausgeführt, die Gewährung des Staatszuschusses für den zweiten Nachtrag 

nahelegen, seien aber auch für die Gewährung des Staatszuschusses für eine etwaige 

Anzahlung auf die künftige Besoldungsreform (IV. Nachtrag) maßgebend; die 

Staatsregierung werde sich daher auch in dieser letztgenannten Richtung zu den bezüglichen 

Verlangen der Verwaltungen der Länder und Landeshauptstädte gegenüber nicht ablehnend 

verhalten können. Über die finanzielle Tragweite der Bewilligung dieser Beitragsleistung, 

ließen sich ziffermäßig Angaben mangels genauer statistischer Daten über die Zahl der 

Angestellten der erwähnten Selbstverwaltungskörper nicht geben, doch dürfte die Zahl von 30 

Millionen Kronen den beiläufigen einmonatlichen Bedarf darstellen, welcher sich für die 

Staatsfinanzverwaltung ergebe, wenn sie den Zuschuss im Beitragsverhältnisse des Artikels V 
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des ersten Nachtrages an die daselbst genannten Verwaltungen der Länder und 

Landeshauptstädte leiste. Somit ergebe sich vorläufig für die Monate August und September 

ein Aufwand von 60 Millionen Kronen. 

Über Antrag des Redners fasst der Kabinettsrat folgenden Beschluß: „Der Staatssekretär 

für Finanzen wird ermächtigt, den Verwaltungen der Länder und Landeshauptstädte, welche 

nach Artikel V des ersten Nachtrages zum Besoldungsübergangsgesetz auf einen 

Staatszuschuss anspruchsberechtigt sind, einen gleichen Staatszuschuss auch zu jenem 

Mehrerfordernisse zu gewähren, das sich für sie 1.) aus der Durchführung von dem zweiten 

Nachtrag zum Besoldungsübergangsgesetz entsprechenden Maßnahmen für ihre Angestellten 

und für die Lehrer und 2.) daraus ergibt ,dass sie ihren Angestellten und den Lehrern für 

August und September Beiträge auszahlen, wie sie nach den Erlässen des Staatsamtes für 

Finanzen vom 24. August 1920, Z. 120.318/2 und vom 20. September 1920, Z. 120.318/16 

allen unter die beabsichtigte Besoldungsordnung fallenden Zivilstaatsangestellten für diese 

beiden Monate ausgezahlt worden sind. 

 

22. 

Übernahme des Betriebes des staatlichen serotherapeutischen Institutes in Wien durch die 

österreichische Serumgesellschaft m.b.H. 

Unterstaatssekretär Dr. T a n d l e r  berichtet, dass die Weiterführung des 

serotherapeutischen Institutes durch den Staat unter den gegebenen Verhältnissen nicht mehr 

möglich sei, weshalb die Übergabe des Institutes in den Privatbetrieb und zwar an die 

österreichische Serumgesellschaft m.b.H. ins Auge gefasst worden sei. 

Staatssekretär H e i n l  bittet, dass vorerst mit den Staatsämtern für Finanzen und für 

Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten das Einvernehmen gepflogen werden möge. Er 

wolle an dem Unternehmen in erster Reihe inländisches Kapital beteiligt wissen, was bei der 

genannten Gesellschaft dem Vernehmen nach nicht zutreffe. 

Der Kabinettsrat ladet den Unterstaatssekretär Dr. T a n d l e r  ein, sich im Gegenstande 

vorerst noch mit den Staatsämtern für Finanzen und für Handel und Gewerbe, Industrie und 

Bauten ins Einvernahmen zu setzen und dem Kabinettsrat sodann neuerlich antragstellend zu 

berichten. 

 

23. 

Ergebnis der Verhandlungen über den Waffenstillstandsvertrag von Villa Giusti. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h  berichtet über das Ergebnis der Verhandlungen über den 
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Waffenstillstandsvertrag von Villa Giusti. Der Bericht trägt streng vertraulichen Charakter 

und ist in einem geheimen Anhang zu diesem Protokoll niedergelegt. 
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[KRP 221, 22. September 1920, 20 Uhr, Stenogramm Fenz] 
 
 
221., 22. /IX., 8 Uhr abends. 
 
1. 
Mayr: Der Hauptausschuß [hat] auf seinem Standpunkt beharrt, daß in - dieser Vertrag wenigstens nachträglich 

durch die Nationalversammlung zu genehmigen ist, da er der Anschauung ist, daß durch diesen Vertrag 
[eine] Änderung des Privatrechtes vorgenommen wurde, ohne daß vorher ein entsprechendes Gesetz in 
der Nationalversammlung eingebracht und angenommen wurde. Dem hat die Regierung widersprochen. 
Es hat aber nichts genützt und schließlich wurde einhellig der Meinung Ausdruck gegeben, die 
Regierung könne, wenn sie [es als] unbedingt notwendig [an]sehe, den Vertrag in Kraft setzen gegen 
nachträgliche Genehmigung durch die kommende Nationalversammlung. Aber sie müßte es auf eigene 
Verantwortung tun. 

(Ein Teil der Herren hat Bedenken erhoben wegen des Minoritätenschutzes und der Bestimmungen 
des Staatsbürgerrechtes und hat gemeint, es wäre nicht das gleiche, ob man die Čechoslovakei als einen 
Staat ansieht, der ein besonderes Nationalrecht verlangt, als - [oder] das einheitliche Österreich). 

Es wird sich darum handeln, daß die Regierung in ihrem Schoß zu einer Entscheidung kommt über 
die Notwendigkeit dieses Vertrages. [Eine] Kommission der Staatssekretäre sollte das in die Hand 
nehmen und dem Kabinettsrat einen Antrag stellen. 

Renner: Nach meiner Rechtsauffassung ist die Regierung kompetent. [Ich denke], daß aber in dem Verhältnis der 
Volksbeauftragung in dem Moment, wo der Hauptausschuß die Auffassung [vertritt], daß das nicht in 
unserem Machtkreis liegt, unsere Kompetenz nicht sehr in Wirksamkeit tritt und daß [der Vertrag] 
daher der kommenden Nationalversammlung vorgelegt werden muß. Der gegenwärtige können wir es 
nicht [vorlegen]. 

Da das Inkrafttreten in - [auf] unbestimmte Zeit hinausgeschoben würde, so wäre es Sache der 
Kommission, zu untersuchen, ob [man] nicht [empfehlen soll, daß] einige Tage nach der Wahl, die 
Ratif.[ikation] vollzogen wird. Ich hege keinen Zweifel, daß die kommende Nationalversammlung ihn 
genehmigen wird. [Ich bin] einverstanden, daß die Kommission eingesetzt wird und schlüssig wird, ob 
sie [es] genehmigen soll, ob sie warten soll oder ob sie gemischt vorgehen soll - genehmigen mit 
nachträglicher Genehmigung [durch die Nationalversammlung]. 

[Ich wäre für die Einsetzung eine Kommission aus den Staatssekretären für] Äußeres, Inneres und 
Unterricht, Inneres und Außenamt, Handel. 

Angenommen, [der Staatsekretär für] Inneres und Unterricht führt. 
 
 
2. 
Mayr: Im Hauptausschuß wurde verlangt ein Gesetzentwurf zur Ermächtigung der Regierung zum Abschluß von 

wirtschaftlichen [...] Verträgen mit dem Ausland. 
Heinl: Es besteht aus vier Paragraphen, [ich] bitte um die Ermächtigung [zur Einbringung]. 
Renner: Wenn die Regierung -. [Es muß heißen]: 'Kundmachung.' 
Angenommen. 
 
 
3. 
Breisky: Wahlrecht der Heimkehrer. Die Hauptwahlbehörde hat sich [damit] befaßt, [siehe] 'Wiener Zeitung', 

Sonntag, 5. IX. Alle nach dem 23. Juni [Heimgekehrten] -. Jeder Heimkehrer hat sich einfach 
anzumelden bei der Ortswahlbehörde und wird aufgenommen. 

[Mayr]: Verständigung des Präsidenten und des Staatskanzlers. 
 
 
4. 
[Mayr]: [Unbedingt notwendige Vorlagen]: 

1.) [Finanz]-Ermächtigungsgesetz. 
2.) Invaliden-E[ntschädigungs]-Gesetz, § 29. 
3.) Arbeitslosenversicherungs-Gesetz, Abänderung. 
[Darüber hinaus] nur das Allerdringendste und was keine Differenzen bringen wird. [Ich] bitte, die 

Wünsche bekannt zu geben. Jedes Kabinettsmitglied soll diejenigen Vorlagen, die es unbedingt 
wünscht, am Dienstag dem Ausschuß bekannt geben und mit den Obmännern der Ausschüsse 
Rücksprache pflegen, damit es - sich der Ausschuß damit befaßt. 
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5. 
Breisky: Gesetzentwurf. Das 2. [...] Ermittlungsverfahren soll erst nach der Durchführung der Wahl in Kärnten -. 

Gesetz, womit die Durchführung des 2. Ermittlungsverfahrens aus Anlaß der auf den 17. X. '20 
anberaumten Wahl in die Nationalversammlung verschoben wird. 

Das im § 38 der Wahlordnung vorgesehene zweite Ermittlungsverfahren ist für die auf den 17. X. 
anberaumte Wahl in die Nationalversammlung von der Hauptwahlbehörde erst nach Vornahme der 
Wahl zur Nationalversammlung im Land Kärnten durchzuführen. Bis zu diesem Zeitpunkt bleibt das 
aus dem ersten Ermittlungsverfahren hervorgehende Haus die Nationalversammlung im Sinne des 
Gesetzes vom 20. VII. 20, StGBl. 317. 

Renner: Ich glaube, man muß vorher noch die Parteien fragen. Wir können beschließen die Einbringung, wenn 
die Parteien einverstanden sind. 

Miklas: Vielleicht könnte man den Gesetzentwurf dahin fassen - auf Kärnten wird diesmal keine Rücksicht 
genommen. Jedoch wird ausnahmsweise für diese Session Kärnten ein Restmandat zugebilligt. 

[Beschluß]: [Befragung der] Parteien. 
 
 
6. 
Roller: Amnestie für Kärnten. 

Es würde sich drehen um gemeine Verbrechen. [Eine Amnestie] wegen politischer Delikte [ist 
aufgrund] des Artikel 92, [Staatsvertrag von] St. Germain bereits vorgesehen. 

Breisky: [Ich] schließe mich an [mit einer Amnestie] auf die Strafdelikte der politischen Verwaltung. Die 
Landesregierungen könnten ermächtigt werden, Nachsicht auszusprechen. 

Angenommen. 
 
 
7. 
Grimm: Über Wunsch der französischen Regierung ist - [wird] das Übereinkommen mit der französischen 

Regierung über die Vorkriegsschulden der Nationalversammlung vorzulegen sein. Es muß noch von 
dieser Nationalversammlung beschlossen werden. 

Angenommen. 
 
 
8. 
Grimm: [Ich] bitte um die Ermächtigung einer Durchführungsverordnung zum französischen Übereinkommen. 

Es handelt sich bloß um [eine] Verständigung. 
Angenommen. 
 
 
Roller: [Ich beantrage] die Übernahme der 45 Militärischen Vertragsbeamten - Vertragsangestellten der 

Militärgerichte, die um die Zuweisung zu Gerichten des Wiener Oberlandesgerichts-Sprengels 
angesucht haben, in den zivilen Justizdienst. [Weiters wird beantragt, daß] 34 Mil.[itärische] 
Gerichtskanzleibeamte [sowie] 26 Beamtenanwärter und Berufsunteroffiziere der Militärgerichte, die 
um die Übernahme in den zivilen Justizdienst im Oberlandesgerichts-Sprengel Wien gesucht haben, bei 
Gerichten dieses Sprengels in aushilfsweise Verwendung genommen werden. 

[Ich ersuche um] die Genehmigung, daß diese drei Kategorien in den zivilen Staatsdienst 
übernommen werden. 

Grimm: Keine Einwendung, weil sie auf der anderen Seite -. 
Angenommen. 
 
 
Roller: Auditore. 
Genehmigt. 
 
 
9. 
Pesta: Gesetzentwurf -. 
 
 
10., 9. 
Grimm: Zuckerpreiserhöhung. 
Grünberger: In den letzten Tagen [waren] wiederholt Verhandlungen über diese Frage im Volksernährungsamt. 

Ich muß zugeben, daß die Arg.[umente] des Staatsamtes für Finanzen berechtigt sind. Zucker war der 
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einzelne - [einzige] Artikel, wo [das Staatsamt für] Finanzen nicht darauf gezahlt hat. Es ist begreiflich, 
daß [das Staatsamt für] Finanzen die Liste der Zuschußartikel nicht vermehren will. Ich habe [das 
Staatsamt für] Finanzen gebeten, [die Sache] im Kabinettsrat zur Sprache zu bringen, weil ich allein 
die Verantwortung [nicht] übernehmen kann in dieser Zeit, die ungeheure Preiserhöhung vorzunehmen. 

[Die Sache ist] dringend, weil die Unterhändler in Prag in der Lage wären, die Zuckerversorgung 
für das nächste Jahr sicherzustellen, wenn die Preiserhöhung gemacht wird. 

Grimm: Wenn wir die normale Belieferung in die Wege leiten ohne Preiserhöhung, so würde das vom 1. X. an 
monatlich ein Defizit von 180 Millionen Kronen ergeben. 

[Grünberger]: Bei gedrosseltem Monatsbedarf. 
Resch: Wir können nicht drei Wochen vor der Wahl mit der Zuckerpreiserhöhung vorgehen. [Man sollte es] 

hinausschieben - ab 1. XI. 
Grünberger: Die Hinausschiebung der Erhöhung bedeutet dann eine Zuckerpreiserhöhung von drei Millionen. 

Es muß dann ständig der Preis um 3 Kronen pro Kilogramm erhöht werden. 
Deutsch: Wir würden die Leute dann direkt den Kommunisten zutreiben. 
Breisky: [Ich] schließe mich an. 
Grünberger: Als Leiter des Volksernährungsamtes habe ich [mich] immer gegen die Erhöhung ausgesprochen. 
Grimm: Eine Ablehnung ist also nicht damit gemeint, sondern nur eine Verschiebung? 
Vertagt, es ist so beschlossen. 
 
 
10. 
Mayr: Vollzugsanweisungen an die Nationalversammlung. 
 
 
11. 
Mayr: Kriegsgeschädigtenfonds. 

Die Kriegsgeschädigten machen sehr derbe Eingaben, daß die Sache endlich erledigt wird. Die 
Inv.[aliden] haben schon tatsächlich vom - [den] Lainzer Tiergarten in Besitz genommen. Wir müssen 
den Kriegsgeschädigten die Gewißheit geben, daß sie in den Besitz des ihnen zugesprochenen Fonds 
kommen können. Auch die Kommission muß ihre Wirksamkeit beginnen können. 

[Man sollte] durch [einen] Kabinettsratsbeschluß festlegen: Der Kriegsgeschädigtenfonds hat 
Anspruch auf alles, was der Staat nicht beansprucht. Es wird dem Kriegsgeschädigtenfonds in [...] 
übergeben oder der Reihe nach aufgezählt. Strittig bleibt noch, was die Staatsämter beanspruchen. 

Renner: Im großen und ganzen sind die Anträge der Staatskanzlei entsprechend und könnten zur Grundlage der 
Spezialdebatte gemacht werden. Nur wenn bei einem Punkt keine Einigung erzielt werden kann, so soll 
er zurückgestellt werden. 

Deutsch: -. 
Breisky: Ich möchte mich - dem Vorsitzenden beitreten, daß der ganze Komplex, der hier nicht enthalten ist, dem 

Kriegsgeschädigtenfonds gehört. 
 
[Zugezogen]: Beck etc. 
Jaeckl: Die Ausscheidung kann erfolgen entweder für die Zwecke der öffentlichen Verwaltung oder aus 

Rücksichten der staatlichen Kunstpflege. 
Renner: Stadterweiterungsfonds, Forderungen der Gemeinde Wien. 

Es wäre [eine] Sache der Billigkeit, daß die Gemeinde Wien, wenn sie in einem wichtigen Teil der 
[Stadt]regulierung gehindert ist, oder wenn sie für öffentliche Anlagen ein Objekt dringend braucht - 
unbeschadet, ob das Objekt einem Staatsamt oder dem Fonds zugewiesen wird - das benötigte Objekt 
vorläufig erhält. 

Beck: Es ist ein Gutachten der Finanzprokuratur eingeholt worden, inwieweit die Gemeinde Wien Anspruch 
erheben kann. Das Gutachten kommt zu dem Resultat, daß die Gemeinde Wien keinen Anspruch auf die 
Stadterweiterungsgründe hat. Angesichts dieses Gutachtens hat das Komitee sich mit der Forderung der 
Gemeinde Wien nicht beschäftigt. 

Renner: Dieses Gutachten wird von der Gemeinde Wien nicht als objektives Urteil angesehen werden. Wir 
wollen auch den Ländern entgegen kommen. Wir können über das Memorandum der Gemeinde Wien 
nicht ohne weiteres hinweg gehen. Die Gemeinde Wien würde nur endgültig präj.[udiziert] werden, 
insofern solche Obj.[ekte], welche sie braucht, dem Kriegsgeschädigtenfonds zugewiesen werden. 

Mayr: Wir könnten unterscheiden: 
1.) Vermögenschaften, die in keiner Weise strittig sind und daher ohne weiteres dem Fonds 

übergeben werden können. 
2.) Vermögenschaften, die vom Staat beansprucht [werden], über die eine Vereinbarung leicht 

erzielt werden kann. 
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3.) Vermögenschaften, die vom Staat beansprucht [werden], über die eine Vereinbarung schwer 
erzielt werden kann. 

Beilage F: Es sollte festgestellt werden, daß an - [gegen] die Übergabe [an] den Fonds kein 
Bedenken obwaltet. 

Harpner: Zwischen dem Comité und denjenigen, welche die Interessen des Fonds zu wahren hatten, hat [sich] 
ein tiefgreifender Widerstreit ergeben. Jedes Staatsamt hat alles verlangt. Wir haben nicht alles 
verlangt, sondern sind auf dem Standpunkt gestanden, daß das werbende Vermögen dem 
Kriegsgeschädigtenfonds zuzuführen ist, [das], was ein Erträgnis abwirft. 

Die wichtige Frage der Lasten und der Aufteilung des Personals des Hofärars und des Familienfonds 
ist aber nicht gelöst in dem Vorschlag. 

Ich bitte, bei der Würdigung unserer Einwendungen zu bedenken, daß wir ein Erträgnis haben 
müssen, sonst kann er seinen Zweck nicht erfüllen. 

Kienböck: Hinsichtlich der Punkte [in] Beilage F, links, halte ich die Zustimmung für selbstverständlich. 
Bezüglich rechts glaube ich, daß manche Objekte bei [einer] freieren Verwaltung, wie er - [sie] vom 
Fonds geführt würde, auch Erträge liefern könnten. 

Ich würde bitten, daß ein prinzipieller Beschluß gefaßt wird, daß das, was ausgeschieden wird, mit 
dem Personal ausgeschieden wird, samt dem Personalüberbau. 

Grimm: § 7 des Gesetzes vom April '19 sagt: Das Reinerträgnis ... unter Wahrung des Stammvermögens. Der 
Staat übernimmt nach dem Vorschlag nichts, was [einen] Ertrag liefert. Wir glauben, daß bei der 
Aufteilung Licht und Schatten zu ungleich verteilt sind. Die Lasten, die der Staat übernimmt, sind nicht 
im Einklang zu dem, was er bekommt an werbendem Vermögen. Insbesondere sollten wir nicht das 
Personal übernehmen. Das sollte der Fonds übernehmen, der doch aktiv sein wird. 

 
Deutsch: Ad Personal: Man müßte schon vor der Übernahme den Abbau versuchen. 
Mayr: Jene Vermögenschaften, die unzweifelhaft dem Kriegsgeschädigtenfonds zufallen - Beilage F, links. 

 
Ad 6.) 
Grimm: -. 
Resch: Zustimmung nur wenn Einschränkung b) angenommen wird. 
Miklas: Wenn wirklich -. 
Renner: Ad b) ist ad separation zu verweisen. 
b) fällt weg als nicht hierher gehörig. 
 
Ad 8.) 
Deutsch: Laxenburg. Es wäre möglich, daß die Ausgaben sehr eingeschränkt werden, wenn ein Teil des Parks 

und der [...] umgearbeitet würde. Die Invalidenschule könnte [das Gelände] roden und urbar machen. 
Man sollte nicht das ganze dem Fonds geben, sondern den Teil, den die Wehrmacht braucht, der 
Wehrmacht übergeben. 

Harpner: Ausscheiden eines Teils, damit er gerodet wird, geht nicht. Wir werden aber mit Vergnügen bereit 
sein, [zuzustimmen], daß das Staatsamt für Heerwesen die Rodung besorgt. Der dadurch entstandene 
Acker wird dem Fonds zufallen. 

Deutsch: Wir wollen das, was wir ernten, selbst haben. Ich glaube, es soll ein Teil für die Staatsverwaltung 
ausgeschieden werden. 

Renner: Man kann doch einen solchen Komplex nicht zerreißen. Der Kriegsgeschädigtenfonds wird das 
verpachten. Wenn das Gut nicht deterioriert wird, so könnte man -. 

Beck: Das Kabinett hat schon früher einmal beschlossen, daß Laxenburg in toto der Invalidenschaft gewidmet 
wird. Die Invalidenschaft könnte da Protest erheben. 

Deutsch: Die Invaliden könnten damit nichts anfangen, weil es Wald und sumpfiger Boden ist. 
Renner: Antrag, vorbehaltlich der Bedingung - [...] von der Entscheidung über 40 Hektar für das Staatsamt für 

Heerwesen. 
[Beschluß] Laxenburg wird zugewiesen. 
 
Ad 9.) Kaiserhaus -. 
 
Ad 23.) 
Grimm: Es hängt zusammen mit 4.) - [Zuweisung zum] Staat. Zur Erhaltung der Menagerie werden die 

Ländereien von 23.) notwendig sein. 
Renner: Ich bin nicht dafür, daß man Schönbrunn zerstückelt aus volkspsychologisch-kulturellen Gründen. Ich 

glaube, daß ganz Schönbrunn dem Staat zufallen soll. 
Deutsch: Ich glaube, es ist gleichgültig, wem es gehört, man muß sich entscheiden, was damit geschehen soll. 

Ich wäre dafür, daß es dem Staat zugewiesen wird. 
Renner: [Ich] beantrage, das historische Objekt nicht zu zerstückeln. 
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Deutsch: Mit dem Zusatz, daß es [...]. 
 
[Mayr]: Ausscheidungen S. 4 (42 Punkte). 
 
Ad 1.) 
Kienböck: Die alte Hofburg kann ich nicht zustimmen. 
Einstimmig angenommen für den Staat. 
 
Ad 6.) 
Harpner: Das Hofwaschhaus ist ein Zinshaus. Es soll für den Staat dienen als Hilfsgebäude. Dort wird doch 

nichts mehr gewaschen. 
[Beschluß]: [Für] den Kriegsgeschädigtenfonds. 
 
Ad 7.) 
Harpner: Wir haben uns mit Tandler dahin geeinigt: Die Apotheke bekommt der Staat, aber das Reinerträgnis 

bekommt der Kriegsgeschädigtenfonds. 
Renner: Wozu soll das sein? 
Grimm: Es darf nicht der Gesichtspunkt 'alles was werbendes Vermögen ist, soll dem Fonds gehören' zur 

Geltung kommen und der Staat nur die Lasten [übernehmen]. 
[Beschluß]: [Zuweisung zum] Staat. 
 
Ad 9.) 
Deutsch: Wo die Kinder sind, bleiben sie auch darin. 
 
Ad. 12.) 
Harpner: Das Gebäude ist ein Zinshaus mit sehr hochwertigem Baugrund. Es soll vom Staat auf Vorrat 

genommen werden. 
Breisky: Es wird von der Polizei notwendig gebraucht. 
Roller: [Es ist] notwendig für die Bezirksgerichte Josefstadt, Mariahilf und Neubau. 
[Beschluß]: [Zuweisung zum] Staat. 
 
Ad 13.) 
Grimm: Die Wünsche des [Staatsamtes für] Finanzen für die Steueradm[inistration] sind im bescheidensten 

Maße gehalten. Es ist ein Skandal, wie die Leute untergebracht werden - Streikdrohung. 
Heinl: [Es] wäre sehr zweckmäßig, wenn alle staatlichen Ämter in staatlichen Gebäuden untergebracht sind. 
 
Ad 14.)a) 
[Renner]: 20 m. 
 
Ad c) 
Harpner: Wir können sie auch für Schrebergärten für die Staatsbahn - Invaliden brauchen. 
Pesta: Wir müssen für 20.000 Bedienstete in Wien vorsorgen. 
Mayr: [Es] soll nicht für eine Kategorie allein vorbehalten bleiben. Man sollte sagen, für die Staatsangestellten. 
Kienböck: Gegen den Grundstreifen ist nichts zu sagen. Aber man sollte die Einheit nicht stören. 
Deutsch: Wenn der Fonds es den Staatsangestellten geben will -. 
Breisky: -. 
Grimm: Die Naturalverpflegung der Staatsbediensteten [wurde] verhandelt im Hauptausschuß. Sobald es das 

Volksernährungsamt tun will, geht es nicht. Die Staatsbediensteten werden Grundstücke verlangen. Es 
muß ein großer Teil für die Staatsbediensteten-Schrebergärten in Anspruch genommen werden. Der 
Kabinettsrat sollte sich vorbehalten, mit dem Kriegsbeschädigtenfonds wegen -. 

Antrag: Die Inanspruchnahme einer Fläche von 800.000 m2 im Prater, die Wahl der Fläche wird im 
Einvernehmen zwischen Staat und Fonds festgestellt. Nicht das Eigentum [wird vorbehalten], sondern 
die Verwendung für Staatsbediensteten-Schrebergärten. 

Angenommen. 
 
Ad g) 
Deutsch: Dasselbe soll auch für die Wehrmacht in Aussicht genommen werden. 
 
ad 15.) a) 
Deutsch: Der Tiergarten engt bei Ober-St.Veit die Stadtentwicklung außerordentlich ein. Es wäre sehr 

zweckmäßig, wenn der Tiergarten etwas abtreten würde für die Stadt. 
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Renner: Antrag: [Das Gelände] angrenzend an Ober-St.Veit - Hütteldorf ist vom rechten Wienufer aufwärts bis 
ungefähr zur Kammhöhe das Land der Gemeinde Wien abzutreten, damit die Stadt [eine] freie 
Entwicklung hat. [Es wird] mit Ausnahme des Auhofes vom Staat in Anspruch genommen für die 
Gemeinde Wien. 

Beck: -. 
Harpner: Es genügt vollkommen, wenn ein bestimmter Verwendungszweck ausgesprochen wird. 
Breisky: Der Staat muß es in Anspruch nehmen. 
 
Ad 17.) 
Harpner: [Das] wäre [eine] Entwertung der ganzen Realität. 
Renner: Man soll dem Staatspräsidenten aus dem außer dem Auhof heraus [...] geben - die Hermesvilla samt 

Grundkomplex dem Staat vorbehalten. 
[Beschluß]: [Zuweisung zum] Kriegsgeschädigtenfonds. 
 
Ad 22.) 
Harpner: Um Hellbrunn bewerben sich Stadt und Land Salzburg. Sie verlangen es aber nicht umsonst. Sie 

wollen es eventuell vom Kriegsgeschädigtenfonds erwerben. 
Heinl: Die Festspielgemeinde rechnet auf die kostenlose Überlassung. 
Harpner: Das ist doch nur ein kleiner Teil. [Ich] bitte, es dem Kriegsgeschädigtenfonds zu überlassen. 
Renner: Wenn Salzburg erfährt, daß -. 
[Beschluß]: Hellbrunn wird den Verhandlungen überlassen. 
 
Ad 23.) 
[Beschluß]: [Zuweisung zum] Kriegsgeschädigtenfonds vorbehaltlich Verwendung für -. 
 
Ad 24.) 
[Beschluß]: [Zuweisung zum] Kriegsgeschädigtenfonds vorbehaltlich Verwendung für -. 
 
Ad 27.) 
[Beschluß]: [Zuweisung zum] Kriegsgeschädigtenfonds (die Unterbringung des Forstpersonals bleibt 

vorbehalten). 
 
Ad 28.) 
Harpner: Es ist ein Stück von Laxenburg. 
[Beschluß]: Kriegsgeschädigtenfonds - bleibt beim Kriegsgeschädigtenfonds, Verwendung im Einvernehmen mit 

dem staatlichen Denkmalfonds. Die Kunstschätze gehören dem Staat. 
 
Ad 29.) 
[Beschluß]: [Zuweisung zum] Kriegsgeschädigtenfonds. 
 
 
3., 12. 
Baurat Ried: Holzmarkt. 
Angenommen. 
 
 
4. a), 13. 
Breisky: Grenzregelung. 
Roller: [Man sollte einen] Absatz 4 zu § 1 [beifügen], sonst stünde den Eigentümern nach § 365 ein 

Entschädigungsanspruch zu. 
Angenommen. 
 
 
4. b), 14. 
Breisky: Verbot der Aufnahme in den Heimatverband. 
Roller: Ich finde keine Lösung bezüglich jener Zuständigkeiten, die jetzt schon erworben sind. Es handelt sich 

insbesondere um die Grenzgemeinden. Gilt das nur pro futuro oder auch für die Vergangenheit? 
Breisky: Nur pro futuro. Gegen erworbene Recht kann man nichts machen. 
Angenommen. 
 
 
4. e), 15. 
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[Breisky]: Wahlpflicht. 
Angenommen. 
 
 
4. d), 16. 
[Breisky]: Gaaler Straße. 

[Ich] bitte um die generelle Ermächtigung, [daß] solche unbedeutenden Sachen, die ohne 
wirtschaftlichen Belang sind, vom Staatsamt für Inneres im Einvernehmen mit Finanzen im eigenen 
Wirkungskreis gemacht werden können. 

Angenommen. 
 
 
5. a), 17. 
Pesta: Postverkehrsbeamte. 
Roller: [Ich] bitte, daß die Ermächtigung auch auf die anderen Staatsämter ausgedehnt wird, die in [einer] 

ähnlichen Lage sind - insbesondere für das Staatsamt für Justiz. Wir haben um 355 Kanzleibeamte zu 
wenig. Es soll den Staatssekretären gestattet werden, demnächst um generelle -. 

Heinl: [Ich] schließe mich an. 
Breisky: [Ich] schließe mich an. 
Grimm: Bei einer generellen Freigabe dieser Weiterbelassung würde wohl vielleicht zu weit gegangen werden. 

Es müßte nur auf den notwendigen Ersatz Bedacht genommen werden und das Einvernehmen mit dem 
Staatsamt für Finanzen [gepflogen werden]. 

Renner: Einige Staatsämter haben abgebaut, es würde [eine] Mißstimmung geben, wenn jetzt [eine] generelle 
Ermächtigung gegeben wird. 

[Antrag] Pesta angenommen. 
 
 
5. b), 18. 
Pesta: Telegraphenwerkmeister. 
Angenommen. 
 
 
6., 19. 
Roller: Zinsgründe. 
Haueis: [Ich] habe erst heute -. Nach Artikel 1 des Entwurfes ... [Ich] erhebe Einspruch. 
Renner: [Das] hat größte Bedeutung für die Abstimmungszone. 
Roller: Die Sache kann ja im Ausschuß geändert werden. Ich bin geneigt, alle Sicherungen zu machen, um die 

Frage der Zeitpacht zu regeln. 
Miklas: Das Gesetz wird auch vielleicht geistlichen Besitz tangieren. Es würde eine große Erleichterung sein - 

wenn der Kabinettsrat sich zur Einbringung entschließt - wenn im Motivenbericht ausdrücklich 
[darauf] hingewiesen [wird], daß das reine Pachtverhältnis dadurch nicht tangiert wird. 

Haueis: Soweit ich -. 
Renner Soweit ich weiß -. 

[Antrag]: [Der Kabinettsrat] stimmt der Einbringung zu, [unter der Voraussetzung], daß die beiden 
Staatsämter sich einigen. 

Angenommen. 
 
 
7. a), 20. 
[Zugezogen]: Wilfling. 
[Grimm]: Gleitende Zulage. 
Mayr: Ich verweise auf eine Zuschrift des Reisch betreffend die Postverkehrsbeamten. 
Miklas: Ich mache [darauf] aufmerksam, wenn dieser Bericht in die Öffentlichkeit hinauskommt, so sind wir 

bankrott als Staat. Wir müssen auf diese Erklärung des Staatsamtes für Finanzen - morgen dem 
Hauptausschuß darüber Bericht erstatten. 

Grimm: -. 
Roller: Ich glaube, daß [die Zahlung] dieser 100 Kronen gegenüber der Überstundenentlohnung gar keine Rolle 

spielt. Ich würde zustimmen. 
Angenommen. 
 
Mayr: Also [soll] dem Hauptausschuß eine Erläuterung im Sinne Miklas beigegeben werden? 
Renner: Nur mündlich und nicht schriftlich. 
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Grimm: Vorschüsse. 
Antrag auf Vorschüsse angenommen. Die Staatsregierung wird auf keine Erhöhung eingehen. 
Angenommen. 
 
 
21. 
Pesta: Entpragmatisierung. 
 
 
7. b), 22. 
[Pesta]: -. 
Angenommen. 
 
 
8., 23. 
Tandler: -. 
Heinl: Durch die Stellungnahme der Suchy-Werke halte ich es für zweckmäßig, daß das Handelsamt nochmals 

die Sache [...]. 
Grimm: Das Offert der Suchy-Werke kann doch nicht ganz unter den Tisch fallen gelassen werden. 
Zurückgestellt. 
 
 
9., 24. 
Deutsch: Villa Giusti. Der Waffenstillstandsvertrag ist jetzt vollkommen abgewickelt. Wir hätten Werte im 

Betrag von etwa 4 Milliarden [Kronen] den Italienern zu geben gehabt. Bei den Verhandlungen ist es 
aber gelungen, daß man [eine] ungeheure Ersparnis erzielen konnte - insgesamt [eine] Ersparnis [von] 
2 Milliarden, 308 Millionen [Kronen]. 

[Ich] bitte, den Bericht zur Kenntnis zu nehmen und den - [daß dem] Generalstabs-Oberst Ottokar 
Pflug der besondere Dank und die Anerkennung des Kabinettsrates ausgesprochen und schriftlich 
übermittelt wird. 

[Ich] bitte um die Ermächtigung, [daß man] ihm eine Zulage von 2.000 Kronen monatlich gibt, um 
ihn zu erhalten, denn er hat ein Anbot von einem ?finanziellen Konzern als Generalsekretär erhalten. 

Grimm: Die beiden Staatsämter, Heerwesen und Finanzen sollen ins Einvernehmen treten wegen einer Zulage 
für Pflug. 

 
½ 2 Uhr. 
 
 

[KRP 221, 22. September 1920, 20 Uhr, unbekannter Stenograph] 
 
 
221., 22. /9., 8 ½ Uhr abends. 
 
1. 
Mayr: Bericht über die Sitzung des Hauptausschusses [über] das Schicksal des Brünner Vertrages und des 

[Übereinkommens von] Karlsbad. Der Hauptausschuß beharrt auf seinem Standpunkt, daß der Vertrag 
wenigstens nachträglich durch die Nationalversammlung zu genehmigen [sei], weil [eine] Änderung des 
Privatrechtes vorgenommen worden [sei], ohne daß ein Gesetz eingebracht und angenommen wurde. 
Die Regierung hat dem widersprochen, Fr.[oehlich war] peinlich berührt. [Schließlich wurde der 
Meinung Ausdruck gegeben], die Regierung könne ja, wenn die Notwendigkeit vorhanden [sei], [den 
Vertrag] in Kraft setzen, wenn die neue Nationalversammlung es genehmigt. 

[Bezüglich des] Minderheitsschutzes [bestehen] Bedenken. Ein Herr hat gemeint, es wäre nicht das 
gleiche - der Vertrag kennt keinen Unterschied, ob die Čechoslovakei ein eigenes Min[oritäten]-Recht 
hat [oder Österreich]. Darauf ist man nicht eingegangen. 

Es wird sich darum handeln, daß die Regierung im - [in ihrem] Schoße zu einem Ergebnis kommt. 
[Es soll] keine Debatte [geführt werden], sondern eine Kommission von Staatssekretären [eingesetzt 
werden]. 

Renner: Die Regierung ist kompetent, doch nach den Verhältnissen der Volksbeauftragten - [wenn] die 
Nationalversammlung [die Meinung] ausdrückt, daß das nicht in unserer Macht liegt, [denke ich], daß 
[das] sehr wenig pract.[ischen und] pol.[itischen] Wert hat (unsere Rechtsauffassung). [Wir könnten 
sagen]: Wir haben das Recht, können davon Gebrauch machen, wollen [aber] der 
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Nationalversammlung nicht praejudizieren. Wir sind bereit, es der neuen Nationalversammlung 
vorzulegen. 

Die Cabinettskonferenz muß entscheiden, ob man empfehlen soll, die Ratif.[ikation] einige Tage 
nach der Wahl zu vollziehen. Ich hege keinen Zweifel, daß die Nationalversammlung das genehmigt. Es 
ist unzweifelhaft eine Belastung, doch das Möglichste, was zu erzielen war. 

Mayr: Ein dritter Ausweg [wäre ein] Ermächtigungsgesetz. Genehmigt, wenn die Staatsämter -. 
Renner: [Ich wäre für die Einsetzung eine Kommission aus den Staatssekretären für] Äußeres, Inneres und 

Unterricht, und Handel. 
Genehmigt, führend das Innere. 
 
 
2. 
Mayr: Der Hauptausschuß verlangt einen Gesetzentwurf [zur Ermächtigung der Regierung zur] Regelung der 

Beziehungen mit dem Ausland, damit die Schwierigkeiten entfallen wie bei dem jugoslavischen und 
rumänischen Vertrag. 

Heinl: Der Entwurf (vier Paragraphen) ist inhaltlich gleich mit dem [Gesetz] ex [1909]. 
Bittet, diesen Gesetzentwurf einbringen zu dürfen. 

Renner: Wenn die R[egierung] ein Abkommen schließt und das publiziert, so kann das doch nicht den Charakter 
einer Vollzugsanweisung haben. Es muß also heißen "Kundmachung und Vollzugsanweisung". 

Einverstanden. 
 
 
3. 
Breisky: Wahlrecht der Heimkehrer. Die Hauptwahlbehörde hat sich bereits damit befaßt. 
Mayr: Es wäre opportun, den Präsidenten zu verständigen. 
 
 
4. 
[Mayr]: Unbedingt notwendige Vorlagen für die Nationalversammlung. 

1.) Finanz-Ermächtigungsgesetz. 
2.) Die beiden Entwürfe wegen der Ergänzung des Invaliden-[Entschädigungs]-Gesetz. 
[3.)] Die Änderung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes. 
Allfällige weitere sind dem Hauptausschuß anzumelden, nur das Allerdringendste und wenn 

[dadurch] keine Streitigkeiten hergerufen werden. Jedes Mitglied des Cabinetts soll diese Vorlagen 
schon [am] Dienstag dem Hauptausschuß bekannt geben und mit den Obmännern der Ausschüsse in 
Verbindung treten, damit [es] schon am Dienstag in der Nationalversammlung verhandelt wird. 

 
 
5. 
Breisky: Kärntner Wahl, II. Ermittlungsverfahren, Verschiebung bis nach der Durchführung der Wahl in 

Kärnten. 
Renner: Das ist eine Lücke, die früher nicht bemerkt worden [ist]. Aber es müssen die Parteien zuerst gefragt 

werden. 
Breisky: Deshalb habe ich drei Exemplare mitgebracht. 
Renner: Praktische Erwägung: Das ganze wäre zu lang, inkomplett, viele Monate. 
Mayr: Aber gegen die Verständigung der Parteien [ist] nichts einzuwenden. 
Renner: Antrag: [Man sollte es] in eventu beschließen, aber vorbehaltlich der Zustimmung der [Parteien]. 
Miklas: [Man könnte den Gesetzentwurf dahin fassen]: Auf Kärnten wird diesmal bei der Verteilung der 

Reststimmen keine Rücksicht genommen, aber wenn K[ärnten] zu uns kommt, dann wird für diesen Fall 
ein Restmandat aufgehoben. 

[Beschluß]: Einverstanden, daß die Parteien zuerst gefragt werden. 
 
 
6. 
Roller: Amnestie für die Zeit nach der Abstimmung. 

In Zone A [sind] sehr viele eingesperrt. Es soll als Agitationsmittel dienen. Die 
Nationalversammlung [soll] noch nicht die Amnestie selbst, sondern bloß [eine] Resolution 
[beschließen]. 

Breisky: Bezüglich der Strafen der politischen Behörden schließe ich mich an, auch Strafnachsicht in 
Übertretungsfällen. 

Antrag genehmigt. 
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7. 
Grimm: Das Pariser Übereinkommen [vom] 13. /8. muß der Nationalversammlung vorgelegt werden. 
Renner: Muß das noch das alte Haus beschließen? 
Grimm: Es ist sehr dringend für uns und muß unbedingt von der [alten] Nationalversammlung beschlossen 

werden. 
Genehmigt. 
 
 
8. 
Grimm: Durchführungsübereinkommen zu diesem Gesetz. Abrechnung, rein technische Details. 
Einverstanden. 
 
 
Roller: Richterstand, Personalien. 

1.) Militärische Vertragsbeamte. 34 Militärkanzleibeamte; 26 Beamtenanwärter und 
Berufsunteroffiziere; 45 Vertragsbedienstete. 

Es wäre daher zur Übernahme zu schreiten, weil der Bedarf in reichem Maße vorhanden [ist]. Ich 
bitte, daß genehmigt wird, daß diese drei Kategorien in den zivilen Staatsdienst übernommen werden. 
Die Schriftf[ührer]-Misere ist sehr groß. 

Grimm: Keine Einwendung, weil wir - den Forderungen der Justiz sonst auf anderem Wege Rechnung getragen 
werden müßte. 

Genehmigt. 
 
 
[Roller]: b) Auditore. 
Genehmigt. 
 
 
9., 21. 
Pesta: Ausscheidung von Postbediensteten. 

[Ich beabsichtige] die Anmeldung [als] dringenden Gesetzentwurf. Die ganze Frage ist leider unter 
einen gewissen Druck gestellt - unliebsame Konsequenzen - die Postangestellten sollen doch nicht 
schlechter gestellt werden als die Eisenbahner. Die Deput.[ation] drohte die äußersten Mittel [an]. 

Mayr: In cumulo - mit der gleitenden Zulage. 
 
 
9. 
Grimm: Zuckerpreis. 

[Es besteht die Aussicht auf den Ankauf von] 300 Waggons č.[echoslovakischen] Java-Zucker, 70 
Kronen per Kilogramm, Minimum 76 Kronen. 

Die Differenzierung mit Industriezucker muß aufhören. 
Grünberger: In den letzten Tagen [wurden] wiederholt Verhandlungen gepflogen. Ich muß zugeben, daß die 

Argumente des Staatsamtes für Finanzen zutreffen. Der Zucker war der einzige Artikel, bei dem das 
Staatsamt für Finanzen nicht darauf gezahlt hat. Die Preisdifferenz ... 

[Die Sache ist] dringend, weil jene Weisungen davon abhängen, die wir den Unterhändlern in Prag 
geben. Die Zuckerversorgung für nächstes Jahr könnte sichergestellt werden, aber nur zu dem Preis, 
wie er eben genannt wurde. 

Grimm: Auch sonst würde sich der heutige Preis nicht halten lassen. [Es würde sich ein] monatliches Defizit 
[von] 180 Millionen [Kronen ergeben] ab 1. Oktober, wenn der Preis nicht erhöht wird. 

Grünberger: Das alles gilt für den gedrosselten Monatsbedarf, also nicht die volle Ration ist gewährleistet. 
Resch: Drei Wochen vor der Wahl kann man das nicht machen und politisch nicht ertragen - Mais. [Möglich 

wäre eine] Preiserhöhung ab 1. November. 
Grünberger: -. 
Deutsch: Schließt sich Resch an. Vier Wochen vor der Wahl [ist es] unerträglich. Man soll nicht gerade die 

extremsten Parteien stärken. 
Breisky: [Eine] ruhige Stimmung [ist] wichtiger als finanzielle Bedenken. 
Grimm: Kann das nicht dem Hauptausschuß vorgelegt werden? 
Mayr: Das ist kein Politicum. 
Grimm: Es wäre also ein Opfer von 200 Millionen, aber es ist nicht prinz.[ipiell] abgelehnt, nur hinaus 

geschoben? 
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11. 
Mayr: Kriegsgeschädigtenfonds. Zunächst [ginge es um eine] Einigung über den Vorgang der Beratung. 

Der Lainzer Tiergarten [wurde] besetzt - Zusagen. Es muß den Kriegsbeschädigten die Gewißheit 
gegeben werden, daß sie in den Besitz des Versprochenen kommen werden. 

Frage, ob nicht heute festgelegt werden soll: Alles kann übernommen werden, was die 
Staatsregierung nicht beansprucht. 

1.) Die nicht-strittigen Objekte können gleich übergeben werden. 
2.) Was die Staatsämter beanspruchen, bleibt weiter strittig. 

Renner: Ich habe gefunden, daß die Anträge der Staatskanzlei entsprechend sind. Man kann sie auch als 
Grundlage der Spezialdebatte nehmen. Man soll nur jene Punkte zurückstellen, für welche keine 
Einigung möglich ist. 

Breisky: Schließt sich dem Antrag des Vorsitzenden an, daß declarativ erklärt wird, das Nicht-Strittige wäre zu 
überweisen. 

Renner: Es kann aber auch in anderen Fällen schon definitiv erledigt werden. 
 
 
10. 
[Mayr]: Verzeichnis der erlassenen Vollzugsanweisungen. 

a) Inneres und Unterricht. 
b) Finanzen. 
c) Zölle. 

Genehmigt. 
 
 
[Fortsetzung von Punkt 11] 
Jaeckl: ... Talmoudizon [sic]. 
Renner: Stadterweiterungsfonds. Ist in den Anträgen Rücksicht genommen auf die Rechte der Gemeinde Wien? 
Jaeckl: Nein, weil die Rechtsbasis -. 
Renner: Es wird wohl nie gerichtlich entschieden werden, aber aus dem Standpunkt der Billigkeit ... 

Ist das Memorandum der Stadt Wien nicht berücksichtigt worden? 
Jaeckl: Nein. 
Breisky: [Ich] habe das Memorandum erhalten. Die Ansprüche der Gemeinde Wien sind historisch sehr 

mühselig nachzuprüfen, Fortifikationsgründe ... Die Finanzprokuratur -. 
Beck: Das Rechtsgutachten der Finanzprokuratur [kommt zu dem Resultat]: Der Gemeinde kommt kein 

Rechtsanspruch zu. Daher hat sich das Comité [damit] nicht beschäftigt. 
Renner: Der Rechtsstreit zwischen Staat und Stadt wird so entschieden. Dieses Urteil wird [aber] von der 

Gemeinde nicht als objektiv angesehen [werden]. Auch den Ländern wollen wir entgegenkommen, auch 
dort ist die Frage zugunsten des Staates, zu Ungunsten [der Länder] entschieden. 

Es soll aber nicht eine Hemmung geschaffen werden. Ich behalte mir vor, auf die Frage 
zurückzukommen. 

Mayr: Programm: 
1.) Vermögenschaften, die in keiner Weise strittig sind. 
2.) Vermögenschaften, die der Staat beansprucht, wo [eine] Einigung leicht [erzielt werden kann]. 
3.) Vermögenschaften, die der Staat beansprucht, aber über die eine Vereinbarung nicht leicht 

[erzielt werden kann]. 
Tabelle F: 

Harpner: [Ich möchte] eingangs [bemerken]: Zwischen dem Comité und mir [ergab sich ein] tiefgehender 
Widerspruch. Die Staatsämter haben sich die Sache leicht gemacht. Mehrere Staatsämter haben ein und 
dasselbe verlangt. Wir vertreten den Standpunkt, daß das werbende Vermögen dem 
Kriegsgeschädigtenfonds zuzuführen ist, denn wir wissen, daß jede Verwaltung unmöglich ist, wenn 
nicht ein Vermögen da ist. 

Nicht entschieden wurde die sehr wichtige Frage der Aufteilung der Lasten und des Personals. 
Darüber haben wir keinen Vorschlag. Auch der Staat soll nach Meinung Kienböcks nicht unentgeltlich 
etwas bekommen. 

Kienböck: [Tabelle] "F" ist das absolute Minimum. In der rechten Rubrik sind Objekte, die bei freierer 
Verwaltung ein Erträgnis abwerfen können. 

[Zur] Personalteilung: Es muß prinzipiell entschieden werden, daß mit dem Personal und dem 
Überbau ausgeschieden wird, welche mit der Verwaltung des Objekts bekannt sind. 

Grimm: Der § 7 des Gesetzes [vom] April '19 [sagt]: "Das Reinerträgnis ist nach Abzug der Lasten -". Der 
Fonds wäre viel schlechter dran, wenn unter Wahrung des Stammvermögens und der Substanz -. Licht 
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und Schatten [sind] viel zu ungleich verteilt. In einzelnen Punkten müssen wir darauf hinweisen, daß die 
Lasten des Staates nicht in einem Verhältnis stehen zu den Activen. 

 
Pause. 
 
Deutsch: [Ad] Personalübernahme: [Es ist] bedenklich, so viele in den Staatsdienst zu übernehmen. Der Abbau 

muß vor der Übernahme versucht werden. 
Mayr: Was gehört unzweifelhaft dem Kriegsgeschädigtenfonds an? [Tabelle] F, linke Kolonne. 
 
6.) 
Grimm: Hetzendorf ist in Zusammenhang mit dem Schönbrunner Hofgarten. 
Resch: Einschränkung b) muß angenommen werden. Die Schwerinvaliden zu beherbergen ist Sache des 

Staatsamtes für soziale Verwaltung. 
Renner: Die [Einschränkung] b) hat mit der Sache nichts zu tun. 
b) fällt weg. 
 
8.) Laxenburg. 
Deutsch: Es wäre möglich, daß - die Auslagen einzuschränken, wenn der Park ausgerodet und urbar gemacht 

wird. [Es bestehen] Schwierigkeiten mit der Unterbringung der Mannschaft. Man soll den Teil, der zu 
brauchen ist, der Wehrmacht geben. Man soll also einen Teil ausscheiden für die Staatsverwaltung. [Es 
handelt sich um] Wald und sumpfige Wiesen. 

Beck: Laxenburg wurde in toto bereits der Invalidenschaft versprochen. 
Renner: [Antrag], vorbehaltlich von - der Entscheidung über 60 Joch - 40 Hektar, welche dem Staatsamt für 

Heerwesen für Zwecke der Rodung und Urbarmachung zugewiesen werden sollen. 
 
9.) 
Jaeckl: Das Kaiserhaus soll der Justiz überwiesen werden, [...] 
Vorläufig ausgeschieden. 
 
23.) 
Grimm: Das ist eine Erweiterung gegenüber den seinerzeitigen Vorschlägen der Staatskanzlei. [Es] hängt 

zusammen mit 4.) Menagerie. 
Renner: Ich bin gegen eine Verstümmelung von Schönbrunn, [es ist eine] historische Einheit, [ein] Juwel von 

Wien - barbarisch. 
Antrag: [Es wäre] ganz dem Staat zu überlassen mit Ausnahme der zwei Villen und des Feldgartens. 

Deutsch: Es ist gleichgültig, wem es gehört, sondern [entscheidend ist], was damit geschieht. 
Zusatz: [Es ist] der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. 

Antrag Renner angenommen. 
 
Mayr: Seite 4: 
 
1.) 
Kienböck: Einspruch gegen die Hofburg. 
Einstimmig Antrag der Staatskanzlei angenommen. 
 
6.) 
Harpner: Verlangt es für den Kriegsgeschädigtenfonds. 
Antrag, es dem Kriegsgeschädigtenfonds zu lassen, angenommen. 
 
7.) 
Belassen (!) Ro. 
 
9.) 
Deutsch: Vermißt die Verwendung für die Kinderkolonien. 
Beck: Es ist nicht beabsichtigt, die Kinder hinauszuwerfen. 
 
12.) 
Harpner: [Es ist ein] sehr hochwertiger Baugrund. Es wird auf Vorrat genommen. Warum soll den der 

Kriegsgeschädigtenfonds -. 
Breisky: Es werden auch in hochwertigen Gegenden Unterkünfte für Polizisten zu verwenden [sein]. 
Roller: Der Staat zahlt für die Miete [eine] sehr große Miete. 
12.) angenommen für den Staat. 
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13.) 
Grimm: Die Wünsche des Staatsamtes für Finanzen sind die allerbescheidensten. Die Unterbringung der 

Steuerbehörden ist skandalös. 
Heinl: Alle staatlichen Ämter sollen in staatlichen Gebäuden untergebracht werden. 
Genehmigt. 
 
14.) 
a) 
Renner: 20 m! 
Angenommen. 
 
c) 
Harpner: Warum gerade Staatsbahnbedienstete? Das kann man auch für die Invaliden brauchen. 
Pesta: [Wir haben] 20.000 Staatsbahnbedienstete in Wien. 
Mayr: Nicht nur für Staatsbahn- sondern für alle Staatsangestellten! 
Kienböck: Die Einheit soll man nicht zerreißen. 
Deutsch: Wenn der Kriegsgeschädigtenfonds es den Staatsangestellten geben [will], habe ich nichts dagegen. 
Breisky: Verpachtung auf [eine] längere Reihe von Jahren. 
Grimm: Ermöglichung einer Naturalverpflegung für die Staatsbediensteten. Sie verlangen große Flächen für den 

Anbau [von] Gemüse; man muß schon heute einen großen Teil sicherstellen - Teile, die nicht etwas 
zerstören. Der Cabinettsrat soll sich einen Teil vorbehalten. 

Die Wahl der Fläche wird im Einvernehmen mit dem Kriegsgeschädigtenfonds und den 
Staatsämtern vorzubehalten [sein], aber die Fläche zu verdoppeln (800.000 m2). Für diese 800.000 m2 
(wird die Verwendung vorbehalten, nicht das Eigentum). 

[Es] muß nicht der Prater sein. 
 
g) 
Deutsch: Auch für die Wehrmacht. 
Angenommen. 
 
15.) a) 
Renner: Der Tiergarten engt die Stadtentwicklung sehr ein. Der Tiergarten muß etwas abtreten für die Stadt 

Wien. 
Deutsch: Das ganze soll dem Kriegsgeschädigtenfonds bleiben, aber die Mauer muß zurück, damit die Stadt 

Wien Gründe für eine Baugenossenschaft erhält. 
Renner: Antrag: [Das Gelände] angrenzend [an] Ober-St.Veit - Hütteldorf ist ungefähr bis zur Kammhöhe der 

Berge der Stadt Wien zu überlassen. (Der Staat nimmt es in Anspruch mit der Widmung für die 
Gemeinde Wien). 

Angenommen. 
 
Holzklauben - Deutsch - Roller - Beck. 
 
17.) 
Harpner: Bittet, [es] wegzulassen. 
Angenommen, dem Kriegsgeschädigtenfonds zu belassen. 
Renner: Antrag: Die Hermesvilla samt dem entsprechenden Grundkomplex soll dem Staat vorbehalten werden. 
Angenommen. 
 
22.) 
Harpner: Hellbrunn wird gar nicht umsonst verlangt. Er bittet, [es] dem Kriegsgeschädigtenfonds zu 

überlassen. 
Renner: -. 
[Beschluß]: Also dem Kriegsgeschädigtenfonds überweisen und der Verkauf wird den Verhandlungen 

überlassen. 
 
23.) 
Deutsch: Antrag, [es] dem Kriegsgeschädigtenfonds zu überlassen. Die Räume des Bezirksgerichts und des 

Steueramtes werden den Ämtern überlassen (Verwendungsmöglichkeit) 
[Beschluß]: [Zuweisung zum Kriegsgeschädigtenfonds],vorbehaltlich der schon jetzt benützten Räume. 
 
27.) 
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Renner: Das soll man verkaufen. 
Haueis: Jagdpersonal. 
Beschluß: [Zuweisung zum] Kriegsgeschädigtenfonds (vorbehaltlich der Unterbringung des Forstpersonals). 
 
28.) 
Harpner: [Das] hätte bei Laxenburg zu verbleiben. Die Kunstschätze gehören dem Staat. 
Beschluß: Kriegsgeschädigtenfonds mit der Auflage, daß ... 
 
29.) 
[Beschluß]: [Zuweisung zum] Kriegsgeschädigtenfonds. 
 
 
[Mayr]: Tagesordnung. 
 
3., 12. 
[Ried]: Holzmarkt. 
Angenommen. 
 
 
4., 13. 
[Breisky]: Grenzstreifen. 
Roller: Das Staatsamt für Justiz beantragt einen - [zu] § 1 [einen] 4. Absatz beizufügen: Dem Grundeigentümer 

steht ein gesetzlicher Anspruch nicht zu. 
Angenommen. 
 
 
14. 
[Breisky]: Aufnahme in den Heimatverband. 
Roller: Ich finde keine Lösung für den Fall, daß eine Zuständigkeit schon erworben ist. 
Breisky: [Das] gilt nur pro futuro. 
Renner: Erworbene Rechte können nicht genommen werden. Aber [die Frage ist] berechtigt. Das Staatsamt für 

Justiz muß vorsorgen vor den Fall, daß jemand kein Heimatrecht erwerben kann. 
Genehmigt. 
 
 
15. 
[Breisky]: Vorarlberg. 
Genehmigt. 
 
 
16. 
[Breisky]: Grundstreifen [zur Verbreiterung der Gaaler Straße]. 

[Ich bitte um] die generelle Ermächtigung für - [ohne] den Cabinettsrat zu behelligen. 
Genehmigt. 
 
 
17. 
Pesta: Ruhestand, die Aufnahme von Ersatzkräften [ist] unwirtschaftlich. 
Roller: [Ich möchte] bitten, [daß] die Ermächtigung auch auf die anderen Staatsämter ausgedehnt wird. Der 

Abbau bringt große Nachteile mit sich, es ist ganz unwirtschaftlich, 355 Kanzleikräfte haben wir zu 
wenig. Es soll jedem Staatsamt die Ermächtigung gegeben werden, -. 

Breisky, Grimm: Prinzipiell einverstanden. 
Grimm: [Eine] generelle Ermächtigung wird gefährlich sein. [Nötig wäre] das Einvernehmen mit dem Staatsamt 

für Finanzen. 
Renner: Warnt davor, jetzt soll man noch nicht das Prinzip aufheben. 
Pesta: Postverkehrsbeamte, andere nicht. 
Genehmigt. 
 
 
18. 
Pesta: Dienstverhältnis, Telegraphen[werkmeister]. 
Gegen die Einbringung ist nichts einzuwenden. 
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19. 
Roller: Zinsgründe. 
Haueis: [Ich habe] Bedenken; erhebe Einspruch. Der Landwirtschaftsausschuß hat keinen Entschluß gefaßt. 
Renner: Im Staatsamt für Landwirtschaft herrschen noch Tendenzen, die nur für den Großgrundbesitz -. [Die 

Regelung ist] auch für die Kärntner Abstimmung wichtig. 
[Ich möchte] bitten, den Einspruch nicht aufrecht zu erhalten. Wenigstens einbringen soll man es. 

Miklas: Für den Fall der Einbringung soll zum Ausdruck kommen: Das Pachtverhältnis wird nicht berührt. 
Slowenen. 

[Beschluß]: Es wird die Zustimmung gegeben unter der Voraussetzung, daß das Staatsamt für Landwirtschaft - 
die Zustimmung erteilt wird. 

 
 
20. 
Grimm: Gleitende Zulage. 
Mayr: Der Cabinettsrat wird sich kaum der Sache entziehen können. Ich verweise auf eine Zuschrift des 

Staatssekretärs für Finanzen betreffend die Postangestellten. [Er spricht von] 'Konsequenzen für meine 
Stellung in der Regierung.' 

Miklas: Wir werden dem zustimmen müssen, was das Staatsamt für Finanzen konzediert. Es bleibt nichts übrig, 
als den Hauptausschuß morgen [darauf] aufmerksam zu machen. 

Mayr: Noch ein zweites Schreiben des Staatssekretärs für Finanzen: Der Abbau der Eisenbahnangestellten wird 
gefordert. Der Gesetzentwurf an den Hauptausschuß ist ohnehin vorzulegen. 

Grimm: 27, 26 Millionen hätten die Forderungen der Staatsangestellten ausgemacht. 
Roller: Diese 100 Kronen werden keine Rolle spielen gegenüber den Überstundenentlohnungen. 
[Beschluß]: Der Antrag des Staatsamtes für Finanzen [wird] angenommen. 

Dem Hauptausschuß soll mündlich eine entsprechende Erläuterung gegeben werden, gemäß dem 
Antrag Miklas'. Die Regierung ist Vorschüsse zu geben geneigt, [kann] aber auf keine Erhöhung pro 
Oktober eingehen. 

[Über] die Frage der Naturalbelieferung wird den - [werden die] Mitglieder des Cabinettsrates 
schriftlich aufgeklärt werden vom Staatsamt für Finanzen und [vom] Volksernährungsamt. 

 
 
21. 
Der Antrag Pesta wird zurückgestellt. 
 
 
7. b), 22, 21. 
[Pesta]: -. 
Genehmigt. 
 
 
8., 22. 
Tandler: ... Defizit 50 Millionen. 
Heinl: Bittet, daß [man] noch mit dem Staatsamt für Finanzen und [dem Staatsamt für] Handel in Verbindung 

tritt. 
[Beschluß]: Die Staatsämter sollen noch mit - in Verbindung treten. 
 
 
23. 
[Deutsch]: Vertrag von Villa Giusti. Werte von etwa 4 Milliarden [Kronen] hätten wir den Italienern zu geben 

gehabt. Die Verhandlungen wurden mit großer Geschicklichkeit geführt, so daß wir [eine] große 
Ersparnis gemacht [haben]. Weniger bei Waffen, sondern bei Industrieartikeln, Werkzeugen, 
Maschinengewehren und Faustwaffen, Autos, Pferden. Insgesamt [wurden] 2.308 Millionen Kronen 
erspart. [Nötig sind] nur mehr Detailverhandlungen über die Pferde und die Transporte. 

Antrag: Bittet, 
1.) den Bericht zur Kenntnis zu nehmen; 
2.) den Dank des Cabinettsrates an Oberst Pflug [auszusprechen]; 
3.) Personalfrage, den Versuch [zu] unternehmen, jenen zu halten [durch eine] Zulage von 2.000 

Kronen im Monat. 
[Beschluß]: 

1.) Mit besonderem Dank. 
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2.) Angenommen. 
3.) Angenommen, einvernehmlich mit dem Staatsamt für Finanzen. 

 
 
Heinl: Sachdemobilisierung, Invalide. 
 
Schluß ½ 2 [Uhr]. 




























































































































































































































